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Editorial 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 
nun hat der Krieg gegen Saddam Hussein begon-
nen. Profitiert der Rechtsextremismus in der Bun-
desrepublik durch diesen Krieg im fernen Nahen 
Osten? Ich meine ja. Dieser Krieg ist ein weiterer 
Beweis dafür, dass Recht, auch Völkerrecht, auf-
grund eigener Interessen gebrochen werden 
kann. Zwar gibt es einige Regierungen, die diesen 
Völkerrechtsbruch auch als solchen benennen, 
aber hat Präsident Bush zu befürchten, sich vor 
dem Internationalen Strafgerichtshof für diesen 
von ihm ausgelösten Krieg verantworten zu müs-
sen? Werden Boykott-Maßnahmen von der inter-
nationalen Staatengemeinschaft gegen die USA 
und andere sich aktiv am Krieg beteiligende Län-
der verhängt? Der Bruch des Völkerrechts wird 
hingenommen, weil es sich die USA leisten kön-
nen. Der Stärkere setzt sich durch. Das ist ein 
wesentliches Ideologiemoment der Rechten. Sie 
werden sich indirekt bestätigt fühlen. 
Überhaupt scheinen es gute Zeiten für den 
Rechtsextremismus in der  Bundesrepublik zu 
sein. Das NPD-Verbotsverfahren ist ausgesetzt 
worden, und die Bundesregierung muss ihren Etat 
für die Bekämpfung von Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus gegenüber zahl-
reichen Vorwürfen und Anfragen verteidigen. Die 
CDU/CSU-Fraktion würde das Geld am liebsten 
für den Kampf gegen „Islamismus“ umwidmen – 
Wasser auf die Mühlen der Rechten, die schon 
immer „wussten“, wie gefährlich der „Einfluss des 
Fremden“ auf unsere Gesellschaft sein kann und 
die diesen „Einfluss“ mit eigenen Mitteln bekämp-
fen. 
Diese Ausgabe des „Überblick“ beschäftigt sich 
schwerpunktmäßig mit dem Thema Rechtsextre-
mismus. Im ersten Artikel beschreibt Birgit 
Rheims verschiedene Aussteigerprogramme und 
bilanziert sie kritisch. In einem zweiten Artikel wird 
auf die aktuelle Diskussion um die Bundespro-
gramme gegen Rechtsextremismus eingegangen. 
Darüber hinaus finden Sie in dieser Ausgabe wie-
der zahlreiche Literaturtipps und Hinweise auf 
Veranstaltungen im Themenspektrum. 
 
Ein Hinweis in eigener Sache: IDA-NRW hat sei-
nen Namen geändert. Wir heißen nun: Informati-
ons- und Dokumentationszentrum für Antiras-
sismusarbeit in Nordrhein-Westfalen. Damit 
werden wir sowohl der Debatte um Begrifflichkei-
ten als auch unseren eigenen Positionen gerecht, 
denn der Begriff der ‚Ausländerfeindlichkeit’ im 
alten Namen war inhaltlich falsch und auch ver-
harmlosend. Unser bekanntes Kürzel IDA-NRW 
bleibt erhalten. 
 
Herzliche Grüße, Anne Broden 
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Ausstiegshilfen:  
Unterstützung für Aussteiger aus der 
rechtsextremen Szene 
Birgit Rheims, IDA-NRW 
 
Einleitung 
"Aussteigerprogramme für Rechtsextreme" oder 
"Wege aus der rechten Szene" gehören in 
Deutschland seit dem Jahr 2001 mit zu den favo-
risierten "Strategien gegen rechts". Im Unter-
schied zur akzeptierenden (bzw. gerechtigkeits-
orientierten) Jugendarbeit, die Einstellungs- und 
Verhaltensänderungen bei rechten Jugendli-
chen/Jugendcliquen über Pädagogik (Akzeptanz 
als Menschen, Stabilisierung der Person, Bezie-
hungsarbeit und Grenzsetzungen) bewirken will, 
zielt das Konzept der "Ausstiegshilfe" auf die un-
mittelbare Unterstützung derjenigen ab, die - aus 
welchen Gründen auch immer - der rechtsextre-
men Szene den Rücken kehren wollen. Dieser 
Zielgruppe soll "Hilfe zur Selbsthilfe" gewährt 
werden, wozu Gespräche zur Selbstfindung und 
Neuverortung genauso gehören können wie Un-
terstützung in materiellen Dingen (Arbeit, Woh-
nung) und die Hilfe in Sicherheitsfragen (Schutz 
vor Rache ehemaliger "KameradInnen"). 
Im Gegensatz zur akzeptierenden Jugendarbeit 
basiert der Ansatz der Ausstiegshilfe nicht auf 
mehr oder weniger theoretisch fundierten Annah-
men. Die Idee ist vielmehr aus der Not der Praxis 
entstanden und gründet zu einem nicht unerhebli-
chen Teil auf Erfahrungsberichten ehemaliger 
Rechtsextremer, die ihren selbst vollzogenen 
Ausstieg aus der Szene mit all ihren Hindernissen 
als sehr mühevoll beschrieben. Die ersten Model-
le der Ausstiegshilfe entstanden Mitte der 1990er 
Jahre in Norwegen und Schweden. Mit der beim 
"Zentrum für Demokratische Kultur" angesiedelten 
Initiative "EXIT-Deutschland", die sich stark an 
das Ausstiegsmodell des schwedischen Ex-
Neonazis Kent Lindahl anlehnt, wurde im August 
2000 das erste Modell in Deutschland ins Leben 
gerufen. Im Frühjahr 2001 folgten mehrere staatli-
che Initiativen auf Bundes- und Landesebene, die 
bei verschiedenen Behörden mit unterschiedlicher 
Ausstattung und Zielrichtung eingerichtet wurden. 
  
Ausstiegsmodelle - Unterschiedliche Ansätze 
sind denkbar 
Das allgemeine Ziel, Rechtsextreme beim Aus-
stieg zu unterstützen, kann in der Praxis unter-
schiedlich gestaltet werden. Wer soll wie mit wel-
chem Ziel und durch welchen Träger erreicht 
werden? Die jeweilige Antwort auf derartige 
Grundfragen hat nachhaltige Folgen für die spezi-
fische Ausgestaltung eines Aussteigerprogramms: 
Wer soll die Zielgruppe der Maßnahme sein? Als 
AdressatInnen in Frage kommen z. B. Führungs-
kader, organisierte Mitglieder, StraftäterInnen, das 
weitgefächerte Spektrum der MitläuferInnen, eher 

junge Menschen, Eltern, Fachkräfte der Jugend-
arbeit und LehrerInnnen.  
Wie soll die potenzielle Zielgruppe erreicht wer-
den? Sollen Einrichtungen zur Beratung und Un-
terstützung aufgebaut werden, an die sich Aus-
stiegswillige aus eigener Initiative wenden kön-
nen? Oder sollen Mitglieder des rechtsextremen 
Spektrums aktiv angesprochen werden, um einen 
möglichen Ausstieg zu initiieren?  
Welches Ziel wird mit der Maßnahme konkret 
verfolgt? Ist das Ziel erreicht, wenn sich eine Per-
son von rechtsextremen Organisationen oder 
rechtsorientierten Cliquen trennt und persönliche 
Beziehungen zu AnhängerInnen des rechtsextre-
men Spektrums aufgibt? Oder ist das Ziel erst 
erreicht, wenn nicht nur ein struktureller, sondern 
auch ein mentaler Ausstieg von statten geht, und 
sich die Zielperson vom rechtsextremen Gedan-
kengut verabschiedet?  
Als mögliche Träger sind gemäß den bereits prak-
tizierten Modellen zunächst private Initiativen und 
öffentliche Einrichtungen unterscheidbar. Bei 
Letzteren kann es sich um Forschungsinstitutio-
nen, Einrichtungen der Jugendarbeit, spezielle 
Abteilungen der Polizei, der Justiz oder des Ver-
fassungsschutzes handeln. Die in dem jeweiligen 
Programm tätigen ExpertInnen können ehemalige 
AussteigerInnen aus der rechtsextremen Szene 
sein, SozialarbeiterInnen/-pädagogInnen, Psycho-
logInnen oder BeamtInnen von Polizei- und Ver-
fassungsschutz.  
 
Ausstiegshilfe in Norwegen 
Das norwegische Aussteigermodell wurde in den 
Jahren 1995 bis 1997 von WissenschaftlerInnen 
des „Instituts für Internationale Beziehungen“ in 
Oslo entwickelt. Unmittelbarer Anlass war die 
Zunahme einer rechtsextremen gewaltorientierten 
Jugendszene in Oslo und Kristiansand mit teils 
sehr jungen Mitgliedern (13 Jahre und jünger). 
Das Konzept ist gemeindeorientiert: Mit Unterstüt-
zung von ExpertInnen sollen Gemeinden und 
Betroffene Maßnahmen entwickeln, die rechtsex-
treme Aktivitäten vor Ort bekämpfen und Jugend-
liche unterstützen, sich aus der rechtsextremen 
Szene zu lösen. 
Das Modell basiert auf der Annahme, dass kom-
munale Strategien nur dann erfolgreich sein kön-
nen, wenn sowohl grundlegendes Wissen über 
Rechtsextremismus und Jugendgewalt wie auch 
Detailwissen über die lokale Szene und die Be-
weggründe der Jugendlichen vorhanden sind. 
Gemeinden mit einer rechten Jugendszene wer-
den in der Praxis meist von zwei BeraterInnen 
unterstützt, die die Situation analysieren und ge-
meinsam mit den kommunalen AkteurInnen in 
Diagnoseseminaren oder Arbeitsgruppen ein 
Konzept zur Problembewältigung erarbeiten. 
Ein wichtiger Bestandteil des staatlich geförderten 
norwegischen Projektes ist die Unterstützung von 
Eltern rassistischer oder gewaltbereiter Kinder 
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und die Etablierung lokaler Netzwerke für Eltern. 
Tore Bjørgo, Experte für Rechtsextremismus am 
„Institut für Internationale Beziehungen“ in Oslo 
und Mitbegründer des Projektes, unterstreicht 
auch für die Elternarbeit die Bedeutung der Ver-
mittlung von Wissen und Information: 
"Eltern befinden sich in einer zentralen Position, 
um das Verhalten ihrer Kinder zu beeinflussen, 
wobei dieser Einfluss natürlich abnimmt, je älter 
das Kind wird. Eltern [...] können von der Koope-
ration mit anderen betroffenen Eltern profitieren. 
Diese Eltern haben ein starkes Bedürfnis nach 
Wissen, Information und Austausch darüber, was 
in dem Milieu geschieht, in das ihre Kinder invol-
viert sind. Dieses Wissen kann erweitert werden, 
wenn die Elterngruppen kenntnisreiche Personen 
von außen einbringen, wie Polizeibeamte, For-
scher oder auch Aussteiger." (Bjørgo 2002, S. 68) 
Die in dem norwegischen Projekt angewandte 
Methode der "strukturierten Eltern-Kind-Profes-
sionellen-Konversation" beschreibt Kurt Möller in 
seiner Expertise zu pädagogischen und sozialar-
beiterischen Ansätzen gegen Rechtsextremismus: 
"Nachdem der betreffende Jugendliche von einem 
pädagogischen oder polizeilichen Professionellen 
zu einem freiwilligen Gespräch mit seinen Eltern 
eingeladen wurde und beide Seiten darüber auf-
geklärt wurden, was das Beibehalten des inkrimi-
nierten Verhaltens für Konsequenzen nach sich 
ziehen würde, wird die Motivation für das politisch 
abweichende Verhalten des Jugendlichen geklärt, 
nach funktionalen Äquivalenten gesucht und ins-
gesamt eine Reorientierungsphase in Gang ge-
setzt, in der die Eltern eine wichtige begleitende 
Rolle spielen und in die auch andere Einrichtun-
gen (Schule, Sozialarbeit) involviert sind." (Möller 
2002, S. 160f) 
Zwischen 1995 und 2000 nahmen rund 130 El-
ternteile von etwa 100 Jugendlichen an Eltern-
netzwerken in Norwegen teil. Am Ende dieser 
Periode waren nur noch etwa zehn dieser Ju-
gendlichen in der rechtsextremen Szene. 
"Wir behaupten nicht, dass die anderen 90 die 
Szene wegen unserer Elternarbeit verlassen ha-
ben - viele sind aus anderen Gründen ausgestie-
gen - aber wir wissen, dass diese Arbeit in vielen 
Fällen den Ausschlag gegeben hat." (Bjørgo 
2002, S. 69) 
 
EXIT-Modell (Schweden) 
Das "EXIT-Modell" in Schweden startete Mitte 
1998 auf Initiative des schwedischen Ex-Nazis 
Kent Lindahl und anderen AussteigerInnen. Das 
sieben Mitarbeiter zählende Projekt wurde von 
Anfang an von der schwedischen Regierung fi-
nanziell unterstützt (im Jahr 2001 mit umgerech-
net rund 700.000 DM). 
Im Unterschied zum norwegischen Modell, das 
sich auf kommunaler Ebene eher an jüngere und 
noch wenig in der Szene etablierte Jugendliche 
wendet, zielt EXIT-Schweden auch auf ältere und 

organisierte Rechtsextreme. Zielgruppe sind be-
wusst ausstiegswillige Personen des rechtsextre-
men Spektrums, die sich bei der Aussteigerorga-
nisation melden. Darüber hinaus wird Eltern und 
allen Fachkräften, die mit rechtsextremen Jugend-
lichen Kontakt haben, Unterstützung angeboten. 
Nach fast zweieinhalb Jahren Praxiserfahrungen 
fasste Kent Lindahl den Aufgabenbereich von 
EXIT-Schweden so zusammen: 
"Was EXIT tun kann, ist Folgendes: Denjenigen, 
die aus der Naziszene aussteigen wollen, Hilfe 
und Unterstützung anbieten, für Eltern und Ange-
hörige als Ansprechpartner fungieren, unsere 
Kenntnisse und Erfahrungen an Eltern, Schulen, 
Sozialdienst, Freizeitheime und Polizei weiterge-
ben und aktiv eine Zusammenarbeit dieser Part-
ner unterstützen. Denn eine Zusammenarbeit 
dieser Partner ist nötig, will man den Zulauf zu 
diesen Gruppen verringern und viele der schon 
etablierten Nazis zum Aussteigen bewegen." (Lin-
dahl 2001, S. 261) 
Die MitarbeiterInnen von EXIT sind vor allem  
ehemalige Rechtsextreme, die aufgrund ihrer 
eigenen Erfahrungen die Problemlage Ausstiegs-
interessierter kennen. In den von ihnen geführten 
Beratungsgesprächen wollen sie die jungen Men-
schen nicht ideologisch "umprogrammieren". Sie 
bauen vielmehr auf den wie auch immer begrün-
deten Willen, von der Szene loszukommen und zu 
einem normalen Leben zurückzukehren, und stel-
len in ihrer Beratung die negativen persönlichen 
Konsequenzen (z. B. Probleme mit Polizei und 
Justiz) heraus, die mit einem Verbleib in der Sze-
ne verbunden sind, sowie die mit einem Ausstieg 
verbundenen Möglichkeiten und Alternativen. Die 
praktische Unterstützung, die in Zusammenarbeit 
mit Sozialdiensten, Polizei, Schule und Haftanstal-
ten erfolgt, reicht von der Vermittlung einer neuen 
Wohnung in einer anderen Umgebung, über die 
Hilfe bei der Jobsuche bis hin zum Angebot einer 
neuen Identität. 
In einem Bericht des National Council for Crime 
Prevention (2001), der im Auftrag der schwedi-
schen Regierung die Wirksamkeit des EXIT-
Programms beurteilte, wurde festgestellt, dass ein 
Großteil der kontaktierten Jugendlichen effektiv 
die rechte Szene verlassen habe und sowohl El-
tern wie auch Fachkräfte das Programm als sehr 
hilfreich würdigten. Insgesamt seien zwischen 
1998 und Frühjahr 2001 133 Personen der "White 
Power"-Bewegung sieben bis zwölf Monate durch 
EXIT-MitarbeiterInnen betreut worden. Davon 
lösten sich 125 Personen von der rechten Szene. 
An EXIT wandten sich demnach folgende Grup-
pen: 
- Ausstiegsinteressierte: Dabei handelte es sich 
zu über 90 Prozent um Männer, die Mehrheit war 
zwischen 18 und 25 Jahre alt und zwischen zwei 
und fünf Jahren in der rechten Szene aktiv. Etwa 
die Hälfte hatte kriminelle Taten begangen.  
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- Eltern von Kindern und Jugendlichen, die sich 
rechten Szenen oder Organisationen angeschlos-
sen hatten. Im Berichtszeitraum bot EXIT zwi-
schen 300 und 400 Eltern Rat und Unterstützung.  
- Fachkräfte aus Schulen, Kommunen, kulturellen 
und religiösen Einrichtungen und anderen Institu-
tionen: Sie wurden beispielsweise über die "White 
Power"-Bewegung in Schweden und über prakti-
sche Möglichkeiten der Präventions- und Interven-
tionsarbeit informiert. Insgesamt führte EXIT an 
die 180 Vorträge und Trainingseinheiten durch.  
 
Kritisch bewertet wurden in dem Bericht die Pro-
fessionalität der Arbeit und die Zusammenarbeit 
mit lokalen Akteuren. Angesichts der regionalen 
Expansion von EXIT seien verbesserte Organisa-
tionsstrukturen ebenso wünschenswert wie die 
Ausbildung qualifizierten Personals, das die Ver-
bindung zwischen EXIT und lokalen Einrichtungen 
gewährleistet. 
Das schwedische Ausstiegsmodell war Vorbild für 
die im August 2000 gestartete private Initiative 
"EXIT-Deutschland".  
 
Aussteigerhilfe für Führungskader durch den 
Verfassungsschutz (Deutschland) 
Im April 2001 begann das unter der Ägide des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) ste-
hende staatliche Aussteigerprogramm in Deutsch-
land. Von den skizzierten Modellen in Skandina-
vien unterscheidet es sich deutlich durch seine 
institutionelle Verankerung und die anvisierte 
Zielgruppe rechtsextremer Kader. Nach eigenen 
Angaben verfolgt das Programm zwei Ziele: "Ei-
nerseits durch das ´Herausbrechen´ von Füh-
rungspersonen die rechtsextremistische Szene zu 
schwächen und zu verunsichern. Andererseits soll 
das Angebot Mitläufer, die noch nicht so fest in 
die rechte Szene eingebunden sind, veranlassen, 
sich ernsthaft mit dem Gedanken eines Ausstiegs 
zu befassen, ihnen Hilfen anbieten und so deren 
weiteres Abdriften in gewaltbereite rechtsextre-
mistische Kreise verhindern." (Bundesamt für 
Verfassungsschutz 2002) 
Die Kennzeichnung des Programms als 
"hochschwellig und aufsuchend" im Bericht des 
"Schweizerischen Forums für Migrations- und 
Bevölkerungsstudien" bezieht sich auf den sog. 
aktiven Part des Programms. In diesem Teil sollen 
Angehörige des Verfassungsschutzes solche 
Führungsfiguren und AktivistInnen der rechtsex-
tremen Szene direkt ansprechen, von denen an-
genommen wird, dass sie die Aussichtslosigkeit 
ihres "Kampfes" erkannt haben. Gegenüber der 
Süddeutschen Zeitung (SZ v. 26.4.2001) sprach 
ein Mitarbeiter des Verfassungsschutzes von "ei-
nigen Dutzend Personen", die für eine direkte 
Kontaktaufnahme in Frage kommen. Ihnen soll 
Hilfe beim Ausstieg gewährt werden, sofern sie in 
einem persönlichen Gespräch mit Verfassungs-
schützerInnen die Ausstiegsabsicht glaubhaft 

belegen können. Diese Interviews sollen - je nach 
Wohnsicht des Ausstiegsinteressierten - in der 
Kölner Zentrale oder der Außenstelle in Berlin 
stattfinden. Wegen dieser Interviews gilt das Pro-
gramm als besonders hochschwellig. 
Darüber hinaus besteht das Aussteigerprogramm 
des BfV aus einem sog. passiven oder reaktiven 
Part. Dieser Teil beinhaltet die Schaltung eines 
Kontakttelefons, das von Ausstiegswilligen ge-
nutzt werden kann, um Beratung und konkrete 
Hilfsangebote (z. B. hinsichtlich Arbeit und Woh-
nung) zu erhalten. Ausstiegswillige, die sich hier 
melden, sollen innerhalb von 24 Stunden von 
MitarbeiterInnen eines Beratungsteams zurückge-
rufen werden, die für die Betreuung zuständig 
sind. Dieser Teil des Programms basiert damit auf 
der Eigeninitiative der Ausstiegswilligen. Diesen 
soll nach Angaben des BfV lediglich "Hilfe zur 
Selbsthilfe" gegeben werden. Die für einen Aus-
stieg notwendige Hilfe wird laut BfV mit Unterstüt-
zung anderer staatlicher Stellen geleistet, so etwa 
mit der Bundesanstalt für Arbeit im Fall der Ar-
beitssuche. 
Angesichts der von Anfang an vorgebrachten 
Einwände gegenüber diesem Modell der Aus-
stiegshilfe betont das BfV in seinen diversen Ver-
lautbarungen, was nicht mit der Initiative verbun-
den sein soll. Zu den wichtigsten Punkten gehö-
ren: 
- Wer nur persönliche Vorteile erlangen will, soll 
nicht in das Programm aufgenommen werden 
bzw. zu dieser Person soll die Betreuung ab-
gebrochen werden.  
- Finanzielle Hilfen sollen nur in Einzelfällen ge-
währt werden, z. B. um einen zwingend erforderli-
chen Umzug zu ermöglichen.  
- Personen, die sich im Aussteigerprogramm an 
das BfV wenden, sollen nicht als V-Leute ange-
worben und eingesetzt werden.  
 
Zwischen April 2001 und Oktober 2002 sollen laut 
Verfassungsschutz ungefähr 190 potenzielle Aus-
steigerInnen die Hotline angerufen haben. 76 
Personen seien "in zum Teil intensiver Betreuung" 
bzw. würden immer noch betreut. Wie viele Per-
sonen de facto die Szene verlassen haben, blieb 
lange vage. Im Verlauf des Jahres 2002 hieß es 
lediglich, es gäbe "einige Fälle" (Bundesamt für 
Verfassungsschutz 2002) oder "zahlreiche Fälle" 
(Bundesministerium des Innern 2002). Unter Be-
rufung auf eine Bilanz der Innenministerkonferenz 
nannte erstmals das Magazin Focus Ende 2002 
eine Zahl: 
"Das Bundesamt für Verfassungsschutz eiste, mit 
Job-Offerten und Geld als Stimuli, 40 Radikale 
los." (Schattauer 2002) 
 
Die Erfolge bzw. Wirkungen des Programms las-
sen sich aus Sicht des BfV nicht nur in Zahlen 
beschreiben: 
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"Jeder einzelne dauerhafte Aussteiger aus der 
rechtsextremistischen Szene zählt. Wichtig ist 
dabei auch die Signalwirkung des Programms auf 
die Szene und dort auf den Einzelnen: Zum einen 
bedeutet jeder erfolgreiche Ausstieg das Einge-
ständnis vergeblicher extremistischer Aktivitäten. 
Zum anderen kommentiert der Ausstieg die reale 
Möglichkeit einer Rückkehr ins ´normale´ bürgerli-
che Leben. Als Erfolg zu werten sind auch die 
indirekten Wirkungen, vor allem die in der Szene 
hervorgerufene Verunsicherung, weil das Pro-
gramm dort als ´psychologische Kriegsführung 
gegen das nationale Spektrum´ [...] angesehen 
wird. Allein die Existenz der Aussteigerprogram-
me führte bereits zu Misstrauen hinsichtlich der 
Loyalität von führenden Aktivisten." (Bundesminis-
terium des Innern 2002, S. 4) 
 
EXIT-Deutschland 
EXIT-Deutschland wurde im August 2000 von 
dem ehemaligen Polizisten und heutigen Leiter 
des "Zentrums Demokratische Kultur" (ZDK) 
Bernd Wagner mit Unterstützung des Szene-
Aussteigers Ingo Hasselbach gegründet. Finan-
zielle Unterstützung bekam die private Initiative 
durch die Stern-Spendenaktion "Mut gegen rechte 
Gewalt". 
Wie das schwedische Vorbild betreibt EXIT-
Deutschland keine aufsuchende Arbeit in Szenen, 
in denen Ausstiegsinteressierte vermutet werden. 
Dem liegt die Überzeugung zugrunde, dass 
Rechtsextreme nicht zum Ausstieg überredet 
werden können. Bewusst wird auch auf eine in-
tensive Öffentlichkeitsarbeit und eine Bekanntma-
chung der Telefonnummern und E-Mail-Adressen 
für den ersten Kontakt verzichtet. Wer aussteigen 
will bzw. einen Ausstieg in Erwägung zieht - so 
ein Motto der Initiative - von dem ist zu erwarten, 
dass er sich über die Möglichkeiten der Unterstüt-
zung informiert und den ersten Schritt zum Aus-
stieg eigenständig unternimmt. 
Das Ziel von EXIT-Deutschland besteht nicht nur 
in einem äußerlichen Rückzug der Aussteiger aus 
der rechtsextremen Szene. Angestrebt wird viel-
mehr auch eine Auseinandersetzung mit der 
rechtsextremen Ideologie und den begangenen 
Taten. 
"Der personale Rückzug aus der rechtsextremen 
Szene ist für EXIT nur ein Teil des Ausstiegs. Oft 
ist dies der erste Schritt, aber nicht immer. Aus 
dem demokratischen Selbstverständnis von EXIT 
und seinen Mitarbeitern heraus wird auch eine 
passive Unterstützung des Rechtsextremismus 
abgelehnt. Folge einer solchen passiven Unter-
stützung wäre das Fortleben rechtsextremer Ein-
stellungswelten im privaten Alltag, unter Umstän-
den die Vermittlung dieser Einstellungen an die 
nächste Generation." (EXIT-Team 2002, S. 12) 
 

Die Ausstiegshilfe von EXIT-Deutschland ist in der 
Regel durch fünf Phasen gekennzeichnet, die sich 
an das schwedische Modell anlehnen: 
In der Motivationsphase werden Zweifel des 
Ausstiegswilligen am Rechtsextremismus in Ge-
sprächen geäußert und von EXIT bestärkt. 
In der Ausstiegsphase wird der Kontakt zur Sze-
ne beendet. Je nach den spezifischen Umständen 
des Einzelfalles wird in diesem Zeitraum das ge-
meinsam erarbeitete Sicherheitskonzept bedeut-
sam, das in besonders brisanten Fällen auch den 
Wohnortwechsel in ein anderes Land beinhalten 
kann.  
In der Etablierungsphase sind soziale und wirt-
schaftliche Zukunftsperspektiven zentral, z. B. die 
Suche nach einem Arbeitsplatz oder einer Ausbil-
dungsstelle.  
In der Reflexionsphase sollen sich AussteigerIn-
nen - mit aktiver Unterstützung der EXIT-
MitarbeiterInnen - mit ihrer Vergangenheit, der 
vertretenen Ideologie und den begangenen Taten 
auseinandersetzen. Aus Sicht von EXIT ist dies 
die härteste und anspruchsvollste Phase des 
Ausstiegs. 
Für die Etablierungsphase wird nur noch von 
gelegentlichen Kontakten zu EXIT ausgegangen. 
Im Idealfall eines erfolgreichen Ausstiegs haben 
ehemalige Rechtsextreme zu diesem Zeitpunkt 
eine neue soziale Bezugsgruppe, sind wirtschaft-
lich abgesichert und vertreten humanistische Wer-
te.  
 
Die Vorgehensweise in der Einzelbetreuung 
folgt einigen Grundsätzen: 
Bei der ersten Kontaktaufnahme des/der Aus-
stiegswilligen werden die Möglichkeiten und Er-
wartungen erläutert. Zu letzterem gehören: abso-
lute Ehrlichkeit und aktive Mitarbeit der KlientIn-
nen. Wer diese Voraussetzungen akzeptiert, 
muss genaue Angaben zu seinen Aktivitäten in 
der Szene und zu begangenen oder geplanten 
Straftaten machen. EXIT erwartet von Ausstiegs-
willigen, dass sie selbständig Verantwortung für 
Straftaten übernehmen, und betont, dass weder 
"Persilscheine" ausgestellt, noch Prämien für ei-
nen Ausstieg gezahlt werden.  
Nach diesem Gespräch werden die Angaben 
des/der Anrufenden oder Schreibenden auf ihre 
Richtigkeit überprüft. Wenn sie der Wahrheit ent-
sprechen und die Bereitschaft erkennbar ist, dass 
noch nicht gemachte Angaben zu einem späteren 
Zeitpunkt vervollständigt werden, übernimmt ein 
Teammitglied die weitere Betreuung des "Falles".  
Die Ausstiegsbegleitung von EXIT gründet auf der 
Überzeugung, dass die angestrebte inhaltliche 
Auseinandersetzung mit rechtsextremer Ideologie 
und eine soziale Wiedereingliederung nicht mög-
lich sind, wenn Ausstiegswillige sich bedroht füh-
len oder objektiv von ehemaligen "KameradInnen" 
bedroht werden. Deshalb steht die Erstellung 
eines individuellen Sicherheitskonzeptes in jedem 
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Fall am Anfang der Ausstiegshilfe. Besonders 
brisant ist nach den bisherigen Erfahrungen diese 
Sicherheitsproblematik, wenn es sich um einen 
Ausstieg aus rechtsterroristischen Strukturen (z. 
B. Combat 18), elitären Kameradschaften (z. B. 
Hammerskins) oder Verbindungen zwischen rech-
ter Szene und Rotlichtmilieu handelt.  
Kernpunkt des Ausstiegs ist die Auseinanderset-
zung des/der KlientIn mit der zuvor vertretenen 
Ideologie. Hierbei geht es nicht um Belehrung. 
Vielmehr sollen die KlientInnen über Informatio-
nen und Faktenwissen befähigt werden, rechtsex-
treme Ideologiefragmente kritisch zu reflektieren 
und ein eigenes humanistisches Weltbild zu ent-
wickeln. Dazu gehört z. B. die Fähigkeit, Ausgren-
zungsmechanismen zu erkennen und darauf an-
gemessen zu reagieren. Diesen Lernprozess be-
schreiben EXIT-MitarbeiterInnen als besonders 
hart: "Die Suche nach einem neuen Weltbild und 
der Zusammenbruch des bisherigen Lebensin-
halts sind oft verbunden mit Depressionen, Ängs-
ten, Zukunftssorgen, psychischer Orientierungslo-
sigkeit, aber auch Wut, Tränen und Aggressio-
nen." (EXIT-Team 2002, S. 15)  
Neben der inhaltlichen Aufarbeitung zielt EXIT 
auch auf eine Überwindung von sozialen Verhal-
tensweisen wie Gewalt und exzessiver Alkohol-
genuss. Ein gewalttätiger Alkoholiker - so die Be-
gründung - findet sich in der Gesellschaft auf der 
niedrigsten sozialen Stufe wieder, wird abgelehnt 
und allenfalls belächelt. Ziel von EXIT ist es hin-
gegen, mit den KlientInnen gemeinsam eine Le-
bensperspektive zu erarbeiten, die gesellschaft-
lich akzeptierte Erfolgserlebnisse ermöglicht:  
"EXIT ist bei der Suche nach alternativen Betäti-
gungsfeldern behilflich und versucht, die langfris-
tige soziale und wirtschaftliche Wiedereingliede-
rung zu unterstützten." (EXIT-Team 2002, S. 16) 
 
Personen, die sich bei EXIT melden, lassen sich 
nach den bisherigen Erfahrungen in drei Gruppen 
einteilen: 
- Ausstiegswillige, die den Erstkontakt herstellen. 
Diese kommen aus dem gesamten Spektrum des 
Rechtsextremismus. Anfang 2001 waren dies 22 
bekannte und fünf anonyme Fälle.  
- Personen, die den Ausstieg fast vollzogen haben 
und zur Kooperation bereit sind. Diese verfügen 
mitunter über Insider-Kenntnisse, die für die Arbeit 
von EXIT wichtig sind.  
- Angehörige von Rechtsextremen, die Hilfe an-
bieten oder Hilfe benötigen.  
Nach Angaben von EXIT-MitarbeiterInnen melden 
sich vor allem Männer, die um die 25 Jahre alt 
sind. Die Mehrheit der betreuten KlientInnen kam 
aus den alten Bundesländern, war mehr als fünf 
Jahre in der rechtsextremen Szene und bei fast 
allen gab es Verbindungen zu Gewaltstraftaten. 
Bis Dezember 2002 sollen 32 Personen mit Un-
terstützung von EXIT den Ausstieg vollzogen ha-

ben. 89 Fälle sollen zu diesem Zeitpunkt in der 
Bearbeitung gewesen sein (Schattauer 2002). 
 
EXIT-Elterninitiative 
Seit Oktober 2001 verfügt EXIT über eine Eltern-
initiative, die sich speziell den Problemen von 
Eltern und anderen Angehörigen widmet. Aus-
gangspunkt ist die Überzeugung, dass Eltern, 
Angehörige und andere enge Bezugspersonen 
von Rechtsextremen oft starkem Druck ausge-
setzt sind und unter Hilflosigkeit und Angst leiden. 
Wie beim eigentlichen Aussteigerprogramm setzt 
EXIT auch hier auf Eigeninitiative und Selbsthilfe-
potenziale. Ziel ist es, über Kommunikation, 
Selbstreflexion und Wissenserwerb ein selbstän-
diges Hilfesystem aufzubauen. Durch "Hilfe zur 
Selbsthilfe" sollen lokale Initiativen nach und nach 
befähigt werden, die jeweils unterschiedlichen 
Fälle in der Gruppe gemeinsam zu bewerten und 
adäquate Hilfe zu organisieren. 
EXIT bietet Eltern und Angehörigen folgende Un-
terstützung an: 
MitarbeiterInnen organisieren und koordinieren 
am Anfang die Initiative. Erste Treffen dienen dem 
Kennen lernen, dem Aufbau von Sicherheit und 
dem Abbau von Schwellenangst (Ich bin nicht 
alleine "betroffen").  
Im zweiten Schritt steht die Wissensvermittlung im 
Vordergrund: ExpertInnen informieren über rechte 
Symbolik und Musik, Strukturen im rechtsextre-
men Spektrum, über Vorurteile und Rassismus 
und über die Motivlagen Rechtsextremer.  
Beim dritten Schritt geht es - mit Unterstützung 
von EXIT-MitarbeiterInnen - um die Suche nach 
Möglichkeiten, um aus der jeweils vermeintlich 
"persönlichen Notlage" herauszufinden. EXIT 
empfiehlt hierbei die Suche nach Ansprechpartne-
rInnen vor Ort.  
 
"Zum Beispiel kann ein Psychologe bei Familien-
konflikten beraten, ein direkter Ansprechpartner 
bei der Polizei helfen, wenn ein Jugendlicher ver-
schwunden ist, ein Sozialarbeiter, ein Lehrer usw. 
Dem liegt die Überlegung zugrunde, dass sich 
Eltern häufig nicht trauen, Hilfe zu suchen oder 
gar nicht wissen, wem sie sich ´ohne Gefahr´ 
anvertrauen können. Kennen sie aber Ansprech-
partner, suchen sie frühzeitig professionelle Hilfe 
und geraten nicht erst in ständige Konflik-
te/Familienszenen mit ihren Kindern, in denen sie 
irgendwann stecken bleiben." (EXIT-Deutschland 
2001) 
 
Staatliche Initiativen - Unterschiedliche Bun-
des- und Länderprogramme 
In der Bundesrepublik gibt es mittlerweile mehrere 
staatliche Initiativen zur Unterstützung von Aus-
stiegsinteressierten. Neben dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz, das im April 2001 ein Aus-
steigerprogramm mit Telefon-Hotline und Kon-
taktaufnahme zu Führungskadern der rechtsex-
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tremen Szene startete (siehe Beschreibung weiter 
oben), verfügen auch mehrere Bundesländer in-
folge eines Beschlusses der Innenministerkonfe-
renz vom Mai 2001 über Aussteigerprogramme. 
Diese sind - hinsichtlich der federführenden Insti-
tution, der anvisierten Zielgruppe und der Vorge-
hensweise - von Land zu Land verschieden aus-
gestaltet. 
 
Hilfe durch den Verfassungsschutz 
In Bayern und Sachsen sind die Aussteigerpro-
gramme bei den Landesämtern für Verfassungs-
schutz angesiedelt. Während das Land Sachsen 
nur über eine Telefon-Hotline für potenzielle Aus-
steigerInnen sowie für Hinweise auf rechtsextre-
me Aktivitäten verfügt, will der Verfassungsschutz 
des Landes Bayern - in Anlehnung an das Kon-
zept des Bundesamtes für Verfassungsschutz - 
zudem aktiv Kontakt zu Rechtsextremen aufneh-
men, über die - aufgrund nachrichtendienstlicher 
Informationsbeschaffung, durch Informationen 
anderer Behörden und durch Gespräche aus der 
Telefon-Hotline - Anhaltspunkte für eine mögliche 
Ausstiegsbereitschaft vorliegen. 
Angesprochen werden sollen in Bayern vor allem 
jugendliche Rechte, die nicht zum harten Kern 
des rechtsextremen Spektrums zählen. Dieser 
aktive Teil des Programms ist allerdings insofern 
nicht neu, als "die bisher schon geleistete Aufklä-
rungsarbeit von Jugendpolizeibeamten, Street-
workern und Lehrern […] einfach zum Paket dazu 
gezählt" wurde (Ramelsberger 2001). 
Laut einer Mitteilung des bayerischen Innenminis-
teriums vom 10.8.02 nahmen MitarbeiterInnen 
des Verfassungsschutzes seit Beginn des Aus-
steigerprogramms im Februar 2001 mit 70 Perso-
nen Kontakt auf, bei denen ein Wille zum Ausstieg 
vermutet oder erwartet worden war. Von diesen 
hätten sich etwa 30 als unwillig, beratungsresis-
tent oder unglaubwürdig erwiesen. 21 Personen 
hätten sich mittlerweile erfolgreich aus der Szene 
gelöst und zehn Personen würden noch intensiv 
durch das Landesamt für Verfassungsschutz be-
treut. (SZ v. 12.8.02) 
 
In Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Baden-
Württemberg, Sachsen-Anhalt und im Saarland 
wurden Aussteigerprogramme beim jeweiligen 
Landeskriminalamt (LKA) angesiedelt. Während 
im Saarland nur eine Hotline geschaltet wurde, 
sehen die anderen Landeskriminalämter auch 
einen aktiven, aufsuchenden Teil vor. 
 
BIG-REX in Baden-Württemberg 
In Baden-Württemberg wurde der Akzent deutlich 
auf den aufsuchenden Teil gelegt. Dem Pro-
gramm "Ausstiegshilfen Rechtsextremismus" liegt 
hier die Überzeugung zugrunde, dass Hotlines 
(allein) nur wenig erfolgversprechend sind und 
Rechtsextreme dort erreicht werden müssen, wo 
sie sind. Für die Umsetzung des Programms wur-

de eine aus zehn ExpertInnen bestehende "Bera-
tungs- und Interventionsgruppe gegen Rechts" 
(BIG-REX) aufgebaut. Das aus Polizeipsycholo-
gInnen, PädagogInnen und StaatsschützerInnen 
bestehende Team soll auf polizeilich bekannte 
Rechtsextreme zugehen.  
Aufgrund von Vorarbeiten örtlicher Polizeidienst-
stellen ging das Programm von insgesamt 1.240 
möglichen Zielpersonen aus. Nach einem Bericht 
des LKA (Landeskriminalamt Baden-Württemberg 
2002) wurden im Jahr 2001 durch die BIG-REX 
insgesamt 115 Personen angesprochen: Dabei 
handelte es sich im Einzelnen um: 
- 33 Personen, die der Polizei aufgrund von örtli-
chen Treffpunkten, Konzerten oder Festen be-
kannt waren, ohne jemals Straftaten begangen zu 
haben (sog. Zielgruppe 1: SympathisantInnen, 
rechte Skinheads)  
- 44 Personen, die polizeilich aufgrund einzelner 
rechtsextremer/rassistischer Straftaten bekannt 
sind, aber keine schweren Straftaten begangen 
haben (sog. Zielgruppe 2: "Erstmal"-Straftä-
terInnen)  
- 38 Personen, die bereits mehrfach rechtsextre-
me/rassistische bzw. schwere Straftaten begingen 
(sog. Zielgruppe 3: "Intensiv- bzw. Wiederho-
lungstäter")  
- 74 Personen, die im örtlich/regionalen Bereich 
den insgesamt sechs aktiven Gruppierungen an-
gehören und die nie durch Wiederholungstaten 
oder schweren Taten auffielen (sog. Zielgruppe 4)  
 
Durch die Maßnahmen der Beratungs- und Inter-
ventionsgruppe (BIG-REX) konnten im Jahr 2001 
zehn "Intensiv- und Gewalttäter" (Zielgruppe 3) 
aus der "aggressiven Skinheadszene" für einen 
Ausstieg gewonnen werden. Laut Pressemeldun-
gen sollen sich im September 2002 14 massiv 
straffällig Gewordene im Ausstiegsprozess befun-
den haben (FR v. 13.9.02). 
Zu den bisherigen Erfahrungen wird im Jahresbe-
richt 2001 des LKA festgestellt: 
"Ideologisch geschulte und politisch denkende 
Rechtsextremisten können mit dem Programm 
schwer erreicht werden, es sei denn, der Prozess 
eines Umdenkens ist bereits im Gange. Diese 
Personen zu erkennen bzw. zu erreichen sollte 
deshalb im Vordergrund stehen. ´Harte und coole´ 
Skinheads sind vom Programm erreichbar, wenn 
sich deren Lebenssituation bzw. -ziele verändert 
z. B. durch Heirat, Kind, erneute Verurteilung etc. 
Junge Skinheads [...] stellen die ideale Klientel 
dar. Weder ideologisch verfestigt, noch anpoliti-
siert, lediglich mit Stammtischparolen argumentie-
rend und im gewissen Sinne orientierungslos, sind 
sie für rationale Erklärungen und therapeutische 
Ansätze wesentlich leichter erreichbar. [...] Der 
Vorteil des Ausstiegsprogramms in Baden-
Württemberg liegt darin, dass insbesondere der 
von Rechtsextremisten beabsichtigten Rekrutie-
rung von Jugendlichen entgegengewirkt werden 
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kann." (Landeskriminalamt Baden-Württemberg 
2002, S. 20) 
Beim Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt wurde - 
ähnlich wie in Baden-Württemberg - eine "Koordi-
nierungs- und Ermittlungsgruppe-Rechts" (KEG-
Rechts) eingerichtet, die gezielt Rechtsextremis-
mus bekämpfen soll. Das Aussteigerprogramm 
wendet sich vor allem an junge rechtsextreme 
Straf- und GewalttäterInnen, denen ein Weg ohne 
Straftaten und Gewalt aufgezeigt werden soll. 
Zu diesem Zweck führten BeamtInnen des 
Staatsschutzes gemeinsam mit SozialarbeiterIn-
nen zahlreiche "Gefährdungsansprachen" durch. 
Bis zum Frühsommer 2001 fanden nach Angaben 
des Innenministeriums mit 53 Personen konkrete 
Gespräche statt. Bei 13 jungen Leuten wurden 
demnach Möglichkeiten des Ausstiegs geprüft. 
Von den rund 250 jungen rechtsextremen Gewalt-
täterInnen im Land soll nur mit denen gesprochen 
werden, gegen die kein Ermittlungsverfahren läuft 
und die keine Gefängnisstrafe verbüßen. Sie kön-
nen vor allem mit psychologischer Hilfe rechnen. 
Neben diesem aufsuchenden Part bietet das Pro-
gramm eine Hotline für alle, die Unterstützung 
brauchen bzw. jemanden kennen, der Hilfe benö-
tigt. Damit richtet sich das Programm auch an 
Randgruppen des rechten Spektrums sowie an 
Eltern, ErzieherInnen und FreundInnen. Zur Hilfe-
stellung sollen sie an kompetente Partner zur 
Sozialintervention, Arbeitsbeschaffung etc. vermit-
telt werden. 
 
"(R)Auswege aus dem Rechtsextremismus" in 
Rheinland-Pfalz 
Im Unterschied zu den bisher genannten staatli-
chen Initiativen ist das Aussteigerprogramm des 
Landes Rheinland-Pfalz beim Landesjugendamt 
angesiedelt ist. Es nennt sich "(R)Auswege aus 
dem Extremismus" und soll junge Menschen er-
reichen und zum Ausstieg motivieren, die sich 
extremistischen, insbes. rechtsextremistischen 
Gruppierungen angeschlossen haben. Ihnen soll - 
ggf. über die Kooperation mit Trägern von Hilfs-
angeboten vor Ort - konkrete Beratung und Hilfe-
stellung zur persönlichen Stabilisierung und ge-
sellschaftlichen Reintegration gegeben werden. 
Für einen ersten anonymen Kontakt zum Ausstei-
gerprogramm wurde im März 2001 eine Telefon-
Hotline eingerichtet, die bis Ende Oktober 2002 in 
193 Fällen für Beratungsgespräche genutzt wur-
de. Neben der Hotline ist die Vermittlung durch 
Kontaktpersonen aus dem Umfeld potenzieller 
Zielpersonen ein zweiter Zugangsweg des Pro-
gramms. Hierfür wurde im bisherigen Verlauf die 
Vernetzung öffentlicher Institutionen (z. B. Ju-
gend- und Sozialämter, Justiz) und Einrichtungen 
freier Träger (z. B. Sozialberatungsstellen, Fan-
klubs, Verein für Straffälligenhilfe) intensiviert. 
Laut einer Presseinformation vom 1. Juli 2002 
wurden im Rahmen des Programms bis zu die-

sem Zeitpunkt in 35 Fällen Einzelfallhilfe (telefo-
nisch oder "Face to Face") geleistet. 
- Vier ältere Ausstiegswillige wurden nach telefo-
nischer Beratung an das BfV bzw. an "Exit" weiter 
geleitet.  
- Zehn Personen brachen von sich aus den Kon-
takt ab.  
- Fünf Ausstiegswillige wurden durch örtliche 
Fachstellen gemäß eines gemeinsamen erarbeite-
ten Hilfeplans betreut.  
- In sieben Fällen erhielten Eltern von Jugendli-
chen der Zielgruppe längerfristige Hilfe.  
- In neun Fällen erhielten Fachkräfte der sozialen 
Arbeit eine intensive und kontinuierliche Beratung 
für ihre Einzelfallarbeit mit Ausstiegswilligen.  
 
"C@ll NRW" mit Qualifizierungsprogramm 
Im Sommer 2001 schaltete die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen eine Telefon-Hotline für aus-
stiegswillige Rechtsextreme, Bezugspersonen aus 
ihrem Umfeld und sonstige besorgte BürgerInnen. 
Diese Hotline ist zugleich die sog. Helpline von 
"C@ll NRW", dem zentralen Bürgerberatungs-
dienst von NRW. Das Aussteigerprogramm des 
Landes NRW sieht eine Art Arbeitsteilung von 
Jugendarbeit und Verfassungsschutz vor, mit dem 
einerseits jungen MitläuferInnen (teils als "Baby-
Skins" bezeichnet) der Ausstieg erleichtert, ande-
rerseits aber nicht der Verfolgungsdruck staatli-
cher Organe gemindert werden soll. Die Telefon-
beraterInnen sollen Rat- und Hilfesuchende zur 
weiteren Betreuung entweder an den Jugend-
schutz oder an den Verfassungsschutz NRW wei-
ter vermitteln. 
Junge ausstiegswillige MitläuferInnen im Alter bis 
einschließlich 27 Jahren, Eltern und andere Be-
zugspersonen, die junge Rechtsextreme beim 
Ausstieg unterstützen wollen oder Fragen zum 
Themenfeld haben, sollen zur Entwicklung indivi-
dueller Hilfsangebote an lokale Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe vermittelt werden.  
Ausstiegsinteressierte, die über 27 Jahre alt sind, 
und rechtsextreme StraftäterInnen sowie Füh-
rungskader jedweden Alters sollen von den Tele-
fonberaterInnen zur weiteren Betreuung an den 
Verfassungsschutz des Landes weiter geleitet 
werden. 
 
"Zum NRW-Ausstiegskonzept gehören Gespräche 
mit Familienangehörigen, Arbeitgebern, Staats-
anwaltschaften und Bewährungshelfern ebenso 
wie Vermittlung von Alkohol- und Drogenthera-
pien, Hilfe bei der Arbeitsbeschaffung, Erstellung 
von Entschuldungsprogrammen oder die Erledi-
gung von Behördengängen." (Innenministerium 
Nordrhein-Westfalen 2001) 
Für die erste Zielgruppe soll ein landesweites 
Netzwerk von AnsprechpartnerInnen zur individu-
ellen Beratung und Begleitung geschaffen wer-
den. Die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Ju-
gendschutz (AJS) in NRW übernahm den Aufbau 
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und die Koordination des Fachkräftepools und 
führte - in Kooperation mit IDA-NRW - im ersten 
Jahr des Programms Qualifizierungsseminare mit 
rund 60 Personen aus dem Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe (incl. psychosozialer Beratungs-
stellen) durch. 
Nach Angaben der AJS suchten 31 Personen bis 
zum 18.10.2002 über die Helpline Rat und Unter-
stützung. Dabei handelte es sich bis auf einen Fall 
um besorgte Bezugspersonen (Eltern, sonstige 
Verwandte, pädagogische Fachkräfte). Alle Anru-
fe betrafen Jugendliche im Alter zwischen 13 und 
24 Jahren. In zwei Fällen sollen sich die betroffe-
nen Jugendlichen zwischenzeitlich aus der rech-
ten Szene gelöst haben. 
 
StraftäterInnen als Zielgruppe in Niedersach-
sen und Brandenburg 
Die Aussteigerprogramme in Niedersachsen und 
Brandenburg haben speziell rechtsextreme Straf-
täterInnen im Blick und sind den jeweiligen Jus-
tizministerien zugeordnet. In Niedersachsen ste-
hen Hilfestellungen für StraftäterInnen im Mittel-
punkt, die kurz vor der Haftentlassung stehen, zu 
Geldstrafen bzw. Bewährungsstrafen verurteilt 
wurden sowie einschlägig Beschuldigte in laufen-
den Strafverfahren. Zwei Szene-erfahrene Sozial-
arbeiterInnen sollen hier konkrete Unterstützung 
zum Ausstieg leisten. Bei Projektstart wurde damit 
gerechnet, dass 130 Personen für das Programm 
in Frage kommen. 
Das in Kooperation mit der Bundeszentrale für 
politische Bildung initiierte Projekt in Brandenburg 
setzt demgegenüber verstärkt auch auf Präventi-
onsarbeit. Neben dem Ziel, rechtsextreme Ten-
denzen bei jugendlichen StraftäterInnen u. a. 
durch gezielte Bildungsmaßnahmen zu bekämp-
fen, soll Jugendlichen nach der Haftentlassung 
Hilfe und Unterstützung für eine Loslösung von 
der rechtsextremen Szene zukommen. 
 
Kritische Einwände 
Abschließende Urteile zur Effektivität der ver-
schiedenen Ansätze in Deutschland sind bislang 
wegen der noch kurzen Laufzeiten und einer aus-
stehenden Evaluation aller Modelle nicht möglich. 
Grundlegende Einwände gegen Aussteigerpro-
gramme sowie die Kritik an einzelnen Program-
men verdeutlichen allerdings, dass das Konzept 
der Ausstiegshilfe in der (Fach)Öffentlichkeit nicht 
unumstritten ist. 
 
Nur symbolischer staatlicher Aktionismus? 
"Mit heißer Nadel gestrickt" oder "Aktionismus 
statt kontinuierliche Förderung der Jugendarbeit" - 
so oder ähnlich lauteten kritische Kommentare 
von JournalistInnen und WissenschaftlerInnen 
angesichts der verschiedenen, seit Frühjahr 2001 
initiierten, staatlichen Aussteigerprogramme.  

So schrieb Titus Simon, Professor an der Fach-
hochschule in Magdeburg, in der Wochenzeitung 
"Freitag": 
"Schon die Präsentation der neuen staatlichen 
Aussteigerprogramme [...] erweckte den Eindruck, 
dass einmal mehr mit ´heißer Nadel´ gestrickt 
worden ist. Innenminister Schily ließ die Frage 
nach dem Finanzvolumen des Bundesprogramms 
offen. Der sonst wortgewaltige niedersächsische 
Justizminister Christian Pfeiffer geriet bei der Fra-
ge danach, ob ´rechte´ Straftäter eine bessere 
Unterstützung bei der Wiedereingliederung erfah-
ren würden als andere Strafgefangene, in sichtba-
re Erklärungsnot. [...] 
Die Gefahr besteht, dass eine uneinheitliche Or-
ganisation und eine nicht aufeinander abgestimm-
te Ausgestaltung zu Reibungsverlusten und dar-
auf basierenden Misserfolgen führen. Auch wenn 
die Programme kleinere Erfolge zeitigen können, 
bleibt doch die wesentliche Frage offen, weshalb 
ständig neue Formen der Spezialintervention ge-
schaffen werden müssen, obwohl gerade in Ost-
deutschland eine krisenfest installierte kommuna-
le Jugendarbeit immer noch fehlt." (Simon 2001, 
S. 2) 
Skepsis äußerte auch der Bielefelder Jugendfor-
scher Wilhelm Heitmeyer. In einem FR-Gespräch 
betonte er "Anerkennungsprobleme" als wesentli-
chen Grund für das Abrutschen in die rechte Sze-
ne. 
"Nach dem Ausstieg sei die entscheidende Frage: 
´Von wem bekommen sie Anerkennung, wenn sie 
sagen: Ich bin da raus.´ Staatliche Institutionen 
könnten diese Anerkennung nicht aussprechen 
[…]. ´Eine Institution kann keine Wärme ausstrah-
len.´" (FR v. 18.4.01) 
Unter dem Titel "Dabeisein ist alles" kritisierte der 
ZEIT-Journalist Toralf Staud die staatlichen Aus-
steigerprogramme als Symbolpolitik und politi-
schen Aktionismus. Er mutmaßte, dass es bei den 
Initiativen vor allem darum gegangen sei, schnell 
und spektakulär zu sein. 
"Ein genauer Blick auf die deutschen Aussteiger-
programme ist ernüchternd: Einige der staatlichen 
Konzepte sind zweifelhaft, so mancher Beamte 
musste zum Engagement verdonnert werden. 
Vielen Beteiligten fehlt es schlicht an Kompetenz. 
Wie sonst kann Bundesinnenminister Otto Schily 
davon sprechen, dass sich das Programm des 
Bundesverfassungsschutzes an rechte Führungs-
personen richtet - zugleich aber Hilfe bei der Ver-
mittlung von Lehrstellen anbietet? […] Auffällig oft 
wird über den Schutz der Aussteiger vor Rache-
akten geredet. In Einzelfällen ist er sicherlich nö-
tig. […] Dennoch, die Gefahr von Rache wird häu-
fig übertrieben. Ein stiller, mit Ausreden verkleide-
ter Rückzug aus der Szene bleibt häufig ohne 
Sanktionen. 
Und warum sind sowohl das Bundes- als auch 
einige Landesprogramme beim Verfassungs-
schutz angesiedelt? Der Logik von Geheimdiens-
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ten entspricht es eher, unter den Aktivisten Infor-
manten anzuwerben, als ihnen beim Ausstieg zu 
helfen. Andersherum sind die Verfassungsschüt-
zer im Jargon der Rechtsextremisten die ´Büttel 
des Systems´, denen vertraut man sich als Aller-
letztes an. […] Der Staat ist der Feind, ihm wird 
besonderes Misstrauen entgegengebracht. Ge-
sellschaftliche Initiativen sind da glaubwürdiger." 
(Staud 2001) 
In einem TAZ-Interview erteilte Burkhard Schrö-
der, freier Journalist und Rechtsextremismus-
Experte, allen Aussteigerprogrammen en bloc 
eine Absage, da sie apolitisch, konzeptionslos 
und nicht mit qualifiziertem Personal ausgestattet 
seien. Ohne klares politisches Konzept liefe die 
Betreuung von AussteigerInnen immer auf klassi-
sche akzeptierende Sozialarbeit hinaus. Seine 
Erfahrung sei, dass nur Freunde - und keine Or-
ganisationen - durch Zuhören, Diskutieren, Woh-
nungs- und Jobsuche helfen könnten. Speziell 
zum Programm des BfV führte er aus: 
"Fakten, die die angeblichen Erfolge […] belegen, 
hat noch niemand gesehen. Man nennt eine dubi-
ose Zahl von 170 Leuten, mit denen man prima 
telefoniert habe. Telefonieren kann ich auch. Der 
Verfassungsschutz ist in der Szene kein An-
sprechpartner. Wer sich bei der Behörde meldet, 
weiß nicht, ob das nicht am nächsten Tag jeder 
zweite V-Mann weitererzählt." ("Kein politisches 
Konzept", taz v. 6.6.02) 
Ebenso kritisch, aber vergleichsweise differenzier-
ter, ist die Bewertung von Jörg Fischer, der aus 
der Neonazi-Szene ausstieg und heute als freier 
Journalist arbeitet. Aus seiner Sicht verfehlen die 
meisten Aussteigerprojekte ihr Ziel, weil sie Neo-
nazis zu Opfern machten, und manche Projekte 
diskreditierten die wenigen seriösen Angebote, 
die tatsächlich den Ausstieg ermöglichen wollten. 
Negativ bewertet auch er vor allem das Programm 
des BfV, das in der rechten Szene eher Häme 
und Gelächter statt ernsthafte Verunsicherung 
ausgelöst habe. 
"Unabhängig davon, dass nicht nachvollziehbar 
ist, warum Menschen belohnt werden sollen, 
wenn sie aufhören, andere Menschen zu jagen - 
schon der Anspruch, mit dem das Programm vor-
gestellt wurde, offenbarte eine erschreckende 
Unkenntnis der neonazistischen Szene. Mit Ge-
sprächsangeboten und Hilfen bei einer eventuel-
len Wohnungs- und Jobsuche sollten vornehmlich 
die Kader der Szene zum Absprung bewegt wer-
den. Eine sinnlose Offerte: Denn gerade die Ka-
der […] sind in der Regel eben nicht die armen 
und bemitleidenswerten Sozialfälle, für die man-
che sie gerne halten. Zudem wurde dieser Ansatz 
von der Zielgruppe eher als Versuch gewertet, 
´Gesinnung abzukaufen´ - und das kann bei fana-
tisierten Angehörigen einer Szene mit einem zwar 
abstrusen, aber durchaus geschlossenen Weltbild 
kaum gelingen." (Fischer 2001) 
 

Auf Zahlen beruhende Erfolgsmeldungen mit 
nur geringer Aussagekraft 
Seit Schaltung der Telefon-Hotlines warteten die 
verschiedenen staatlichen Programme immer 
wieder mit Meldungen auf, bei der bereits die Zahl 
der Anrufenden (d. h. incl. Testanrufen von Jour-
nalistInnen u. a., Schweigeanrufen etc.) als Erfolg 
gewertet wurde. Angaben zu Ausstiegswilligen 
oder gar vollzogenen Ausstiegen blieben meist 
ebenso vage wie konkrete Arbeitsweisen und 
praktische Erfahrungen. 
Am 16.12.02 berichtete das Magazin "Focus" 
unter Berufung auf eine Bilanz der Innenminister-
konferenz (Schattauer 2002), dass insgesamt 
bislang 185 Rechtsextreme die staatlichen Pro-
gramme zum Ausstieg genutzt hätten. Dabei soll 
es sich in keinem Fall um Führungskader ("wirkli-
che Top-Neonazis") gehandelt haben. Nach dem 
Bericht verteilen sich diese AussteigerInnen wie 
folgt auf die staatlichen Initiativen: 
Bundesamt für Verfassungsschutz: 40 Personen  
Baden-Württemberg: 72 Personen  
Bayern: 21 Personen  
Nordrhein-Westfalen: 14 Personen  
Niedersachsen: elf Personen  
Sachsen: zehn Personen  
Rheinland-Pfalz: neun Personen  
Sachsen-Anhalt: sieben Personen  
Hamburg: eine Person  
Ob derartige Zahlen als Erfolg gewertet werden 
können, ist umstritten. Jeder Ausstieg zählt, weil 
er die Szene schwächt und verunsichert - so lau-
tet etwa die Argumentation der zuständigen Minis-
terien. Demgegenüber titelte "Focus" mit Blick auf 
die rund 50.000 Rechtsextremisten im Land: "Die 
Neonazi-Szene ignoriert Aussteigerprojekte des 
Staates - Schilys Kampagne läuft ins Leere". Die 
Diskrepanz zwischen der geringen Zahl von Aus-
steigern und der Gesamtzahl Rechtsextremer in 
der Bundesrepublik wurde bereits ein halbes Jahr 
zuvor in dem von der PDS herausgegebenen 
"Schattenbericht" hervorgehoben: 
"Ungeachtet der Tatsache, dass das Bundesamt 
für Verfassungsschutz (BfV) bundesweit im Jahr 
2001 10.400 aktive rechtsextreme Skinheads 
zählte und deren Anzahl im Vergleich zum Vorjahr 
gestiegen ist, verteidigt das BfV das Aussteiger-
Programm munter als Erfolg." (Selkens/Wilde 
2002, S. 5) 
 
Kritisch anzumerken ist, dass nur auf Zahlen ba-
sierende "Erfolgs"meldungen viele wichtige Fra-
gen unbeantwortet lassen. Um nur einige Beispie-
le zu nennen: 
- Wieso hat das Bundesprogramm nicht die ei-
gentlich anvisierten Führungspersonen erreicht? 
Welche Erfahrungen wurden diesbezüglich ge-
macht? Haben sich einzelne Ziel- bzw. Alters-
gruppen als ansprechbarer erwiesen als andere?  
- Welche AussteigerInnen wurden über die jewei-
ligen Hotlines und welche über die aktiven, aufsu-
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chenden Teile der Programme erreicht? Wurden 
beispielsweise die angegebenen 21 AussteigerIn-
nen in Bayern über die Hotline des Verfassungs-
schutzes oder die aufsuchende Polizeiarbeit er-
reicht? Auf welchen Wegen kamen die angege-
benen 14 AussteigerInnen in NRW in das Aus-
steigerprogramm?  
- Welche Unterstützungen wurden gewährt bzw. 
welche Hilfen haben sich als besonders nützlich 
erwiesen? Wie wurde verfahren, wenn es sich bei 
den Ausstiegswilligen um StraftäterInnen handel-
te?  
- Hat sich die beispielsweise in Baden-
Württemberg und Sachsen-Anhalt praktizierte 
Zusammenarbeit von Polizei und Jugendarbeit 
bewährt oder gab es hier problematische Über-
schneidungen zwischen beratender Sozialarbeit 
und staatlicher Kontrolle?  
- Was ist aus den Kosten geworden, die Bundes-
innenminister Schily Anfang 2001 auf bis zu 
100.000 DM je AussteigerIn bezifferte?  
- Und last but not least: Was sind die zugrunde 
gelegten Kriterien für einen (erfolgreichen) Aus-
stieg? Die private Initiative EXIT intendiert auch 
den mentalen Ausstieg. Wie definieren die staatli-
chen Programme einen "Ausstieg"?  
 
Was mit den einzelnen Aussteigerprogrammen 
bislang erreicht wurde und welche Erfahrungen 
vorliegen, liegt - infolge der restriktiven Informati-
onspolitik der meisten Programme - zu einem 
erheblichen Teil im Dunkeln. Der weit verbreitete 
Vorwurf, dass es sich bei den staatlichen Initiati-
ven vor allem um Symbolpolitik handelt, steht 
damit auch nach fast zwei Jahren Laufzeit immer 
noch im Raum. 
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Die Aktuelle Diskussion um Bundes-
programme gegen Rechtsextremismus 
Anne Broden 
 
Kritik aus Oppositionskreisen 
Bereits Mitte Februar war es in der bundesweiten 
Presse zu lesen: CDU/CSU wollen die Mittel aus 
dem Bundesetat zur Bekämpfung von Rechtsex-
tremismus, Rassismus und Antisemitismus strei-
chen bzw. schlugen vor, die bereit gestellten Gel-
der für die Bekämpfung des Islamismus umzu-
widmen. Die Programme „Civitas“ und „entimon“ 
sind in die Kritik geraten, es wird u. a. die Wirk-
samkeit der Programme bezweifelt, deren Förder-
kriterium „gegen Rechts“ alles Mögliche bedeuten 
könne. Brisant ist die Auseinandersetzung, weil 
sich die UnionspolitikerInnen in ihrer Kritik auf 
eine Studie stützten, die von der SPD nahen 
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) herausgegeben 
worden war.1 In dieser Untersuchung hatten Ro-
land Roth (Professor für Politikwissenschaften an 
der Hochschule Magdeburg) und Anke Benack 
(Wissenschaftliche Mitarbeiterin mit dem Schwer-
punkt „Rechtsextremismus und Zivilgesellschaft“ 
an der Hochschule Magdeburg) Anhaltspunkte 
dafür ausgemacht, dass sich die Maßnahmen 
gegen Rechtsextremismus „als kurzes Strohfeuer 
erweisen“ könnten. In einer Erklärung, die wieder-
um von der FES veröffentlicht wurde, wehrt sich 
Roland Roth nun gegen die Instrumentalisierung 
seiner Kritik: „Ziel war und ist es, zur Verbesse-
rung und Verstetigung der Programme beizu-
tragen.“2 
 
Roland Roth: Gegen eine erneute Problemver-
drängung  
Roth schreibt im Einzelnen, dass immer mehr 
Programme und Maßnahmen unter Druck gerie-
ten und verweist auf die „vollständige Abwicklung 
von ‚Miteinander e. V.’“  (...) in Sachsen-Anhalt. 
„In dankenswerter Offenheit hatte sich die neue 
CDU/FDP-Landesregierung bereits in ihrem Koali-
tionsvertrag gegen eine Weiterförderung dieses 
Trägers wg. ‚politischer Einseitigkeit’ gewendet. 
Projekte und Initiativen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rechtsextremismus sind in kon-
servativen Kreisen unerwünscht oder werden 
für überflüssig gehalten.“ 
Roth verweist in dem Text darauf, dass es keine 
„Anzeichen, die zu einer gesellschaftlichen Ent-
warnung in Sachen Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit berechtigen, gibt (...).“ Diese 
Position wird durch aktuelle Zahlen des Bundes-
verfassungsschutzes und durch Untersuchungen 

                                                      
1 Vgl. dazu Überblick 4/2002, S. 20f. 
2 Roth, Roland: Gegen eine erneute Problemverdrängung – für 
den Erhalt von Bundesprogrammen gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rechtsextremismus, Friedrich-Ebert-Stiftung, 10. 
Februar 2003. Hervorhebungen hier und im Folgenden wie im 
Original. 

zu entsprechenden Einstellungen und Meinungen 
der Bevölkerung unterstützt.3 
 
Roth beschreibt in seiner Stellungnahme, warum 
die Bundesprogramme „Civitas“, „entimon“ und 
„Xenos“ „nicht nur auf Begeisterung stoßen“: 
- „...kurzfristige Erfolgsmaßstäbe (...) in einem 

Feld, wo es um nachhaltige Demokratieent-
wicklung und politische Lernprozesse geht“, 
sind nicht zu erwarten. „Zudem müssen wir 
davon ausgehen, dass zahlreiche gesell-
schaftliche Entwicklungen (EU-Osterweite-
rung, prekäre Arbeitsmärkte, Zu- und Abwan-
derung, Globalisierungsängste, Anti-Terror-
Maßnahmen etc.) naturwüchsig fremdenfeind-
liche und rechtsextreme Dispositionen eher 
stärken werden. Oft wird es bereits ein Er-
folg der Gegenmobilisierung sein, wenn es 
nicht schlimmer wird.“ 

- Roth macht darauf aufmerksam, dass vieler-
orts gerade die geförderten zivilgesellschaftli-
chen Gruppen und Initiativen als eigentliche 
Störenfriede gelten, „weil sie das gemeinsame 
Beschweigen der Zustände, die Gewöhnung 
an eine Normalität mit Angstzonen und alltäg-
lichen Diskriminierungen stören: Gerade die 
rechtsextreme Propaganda setzt mit einiger 
Resonanz darauf, sich als die ordentliche Ju-
gend und als Opfer von linken Kräften zu stili-
sieren, Ausländer und ‚bunte’ Jugendliche da-
gegen als schmuddelige Drogenszene darzu-
stellen.“  

- Auch die Kosten des antirassistischen Enga-
gements werden von Roth in diesem Zusam-
menhang benannt: „Zur Logik von Bundes-
programmen in diesem Bereich gehört, 
dass sie nicht als dauerhafte, sondern als 
befristete Aktions- und Modellprogramme 
aufgelegt werden, die nach einer Förde-
rung des Bundes bei Bedarf und Erfolg in 
die von Ländern und Kommunen überge-
hen.“ Angesichts der angespannten Haus-
haltslagen in Ländern und Kommunen droht 
damit das finanzielle Aus. 

- Roth macht auf das konzeptionelle Neuland 
der Bundesprogramme aufmerksam: „Siche-
re Wege und Instrumente, mit denen mit 
staatlichen Mitteln erfolgreich in zivilge-
sellschaftliche Entwicklungen eingegriffen 
werden kann, gibt es nicht. Mit den Kon-
zepten des ’ermöglichenden’ oder ‚akti-
vierendenden’ Staats ist die Aufgabe um-
schrieben, ohne das bereits ein Repertoire 
an Lösungen vorläge.“ 

                                                      
3 Roth bezieht sich in seiner Erklärung auf die aktuelle Studie 
von Wilhelm Heitmeyer u. a.: Deutsche Zustände, Frankfurt a. 
M.: Suhrkamp Verlag, 2002. Zahlreiche andere Studien der 
vergangenen Jahre, über die auch hier im ‚Überblick’ berichtet 
wurde, stützen die Behauptung Roths. Zu den aktuellen Zah-
len des vorläufigen Verfassungsschutzberichts des Bundesin-
nenministeriums vgl. S. 17. 
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Roth hofft, „dass die Zuständigen nicht klein-
mütig ihren ‚Aufstand’ abbrechen, sondern die 
kritische und interessierte Öffentlichkeit su-
chen, wenn es um Antworten auf die Frage 
geht: Was hilft gegen Fremdenfeindlichkeit 
und Rechtsextremismus?“ 
 
Kritik des Bundesrechnungshofes 
Mit dieser Replik begegnet Roth indirekt der Mitte 
März formulierten Kritik des Bundesrechnungsho-
fes an den Kosten der Bundesprogramme. Der 
Rechnungshof bezweifelt, dass die Kosten in ei-
nem vernünftigen Verhältnis zum Nutzen stehen. 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ), in dessen Verant-
wortung die Programme liegen, reagierte zaghaft 
und machte darauf aufmerksam, dass es schwie-
rig sei, Effektivität bzw. Effizienz der Maßnahmen 
zu überprüfen. „Wenn das so ist“, monierte darauf 
hin der Rechnungshof in einer Stellungnahme zu 
den Haushaltsberatungen 2003, „sollte man die 
Programme sofort stoppen und erst fortsetzen, 
wenn das Ministerium dargelegt hat, wie es den 
Erfolg der Maßnahmen evaluieren will.“4  
Die Forderung nach Evaluation der geförderten 
Projekte wird von den Professoren Roland Roth, 
Albert Scherr (Pädagogische Hochschule Frei-
burg) und Benno Hafeneger (Uni Marburg) eben-
falls gefordert. Bei einer Expertentagung sagten 
sie: „Es drängt sich der Verdacht auf, dass man 
scheinbar nicht wirklich so genau wissen will, wie 
die Programme mit ihren Chancen und Grenzen 
wirken.“5 
 
Fazit 
Die  berechtigte Kritik von Roth, Scherr und Hafe-
neger sollte nicht für die Abschaffung der Bun-
desprogramme instrumentalisiert werden, sondern 
konstruktiv in die Weiterentwicklung des Engage-
ments gegen Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus einfließen. Das heißt:  
- weitere finanzielle Bereitstellung von Geldern für 
diese Arbeit, 
- eine Verstetigung der Projektarbeit durch lang-
fristige Förderung („Nachhaltigkeit“ als ein Kriteri-
um für die Förderwürdigkeit von Projekten setzt 
auch Nachhaltigkeit in der Finanzierung voraus),  
- eine begleitende Evaluation der Arbeit.6 
Pädagogische Projekte und Bildungsprozesse 
sind nicht leicht zu evaluieren, aber Politik und 
Pädagogik – gerade in Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremismus und Rassismus – kommen 
nicht umhin, ihr Tun kritisch zu analysieren bzw. 
analysieren zu lassen: Zum einen werden sie 
damit KritikerInnen, die die Wirksamkeit dieser 
Arbeit in Frage stellen, den Wind aus den  Segeln 
                                                      
4 Spiegel 11/2003. 
5 Zitiert nach Dokumentation der FR, 2. Dezember 2002. 
6 Das BMFSFJ wird, nach eigener Auskunft, zukünftig neben 
den quantitativen verstärkt auch qualitative Aspekte in der 
Evaluation berücksichtigen. 

nehmen können, zum anderen können durch eine 
wissenschaftlich abgesicherte Evaluation auch 
Kriterien für antirassistische und interkulturelle 
Projekte formuliert werden, die dringend notwen-
dig sind, um die Spreu vom Weizen zu trennen. 
 
 
Nachrichten  
 
Förderung der Aus- und Weiterbildung von 
MigrantInnen, Reform des Berufsbildungsge-
setzes  
Der Deutsche Gewerkschaftsbund DGB und seine 
Mitgliedsorganisationen haben zur Reform des 
Berufsbildungsgesetzes ein Diskussionspapier mit 
Reformvorschlägen vorgelegt.  
Informationen: Deutscher Gewerkschaftsbund 
DGB, Bundesvorstand, Henriette-Herz-Platz 2, 
10178 Berlin, Tel: 0 30 / 2 40 60-0 
info@bundesvorstand.dgb.de 
www.dgb.de/themen 
 
Weiterbildung zur Pädagogin/Pädagoge für 
interkulturelle Arbeit 
Die IN VIA Akademie bietet ab Mai 2003 eine 
Weiterbildung für pädagogische Fachkräfte an, in 
der diese in interkultureller Kompetenz geschult 
und migrations- sowie integrationsspezifisches 
Wissen vermittelt bekommen. Ziel ist die aktive 
Gestaltung interkultureller Prozesse und der kon-
struktive Umgang mit Konflikten. Die Weiterbil-
dung besteht aus drei viertägigen Weiterbildungs-
einheiten und einer Abschlusstagung. 
Informationen: Meinwerk Institut, IN VIA Akade-
mie, Brigitte Hibbeln, Giersmauer 35, 33098 Pa-
derborn, Tel: 0 52 51 / 29 08-39, 
b.hibbeln@meinwerk.de 
www.meinwerk.de 
 
Integration durch Sport 
Der LandesSportBund NRW hat auf die vom 
Deutschen Sportbund vorgelegte Neukonzeption 
des Programms „Integration durch Sport“ reagiert 
und die Programmstruktur in Nordrhein-Westfalen 
modifiziert. Um Nachhaltigkeit und Qualität der 
Arbeit sicherzustellen und eine stabile Integrati-
onsleistung zu erzielen, wird der Kreis der Pro-
jektpartnerInnen erweitert und eine Kooperation 
mit Zuwanderer-Beiräten, Universitäten, Polizei 
und anderen Institutionen angestrebt. Ab 2003 
werden daher auch Qualitätsstandards an sich 
bewerbende Projekte angelegt.  
Informationen: LandesSportBund NRW, Friedrich-
Alfred-Straße 25, 47055 Duisburg, Hans-Frieder 
Jakstadt (Landeskoordinator), Tel: 02 03 / 73 81-8 
34, Hans-frieder.jakstadt@lsb-nrw.de 
www.lsb-nrw.de  
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Rechts um und ab durch die Mitte? 
Der Jugendclub Courage Köln e. V. hat im Rah-
men eines Projekts die gleichnamige Ausstellung 
konzipiert. Diese kann sowohl als Onlineversion 
im Internet betrachtet, als auch als Wanderaus-
stellung ausgeliehen werden.  
Informationen: Jugendclub Courage Köln e. V.  
www.rechtsum.de 
 
Im Umgang mit Roma und Sinti ist die Bun-
desrepublik EU-untauglich 
Sinti und Roma sehen sich in der Bundesrepublik 
verbreiteten Vorurteilen und Diskriminierungen 
ausgesetzt. Sie würden bei der Bildung, der Ar-
beits- und Wohnungssuche benachteiligt, so das 
Budapester Institut. Das Land müsse solche Be-
nachteiligungen mit einem Antidiskriminierungs-
gesetz verbieten und zugleich Institutionen schaf-
fen, die sich um eine Verbesserung der Lebensla-
gen dieser Minderheit bemühen, so die Autoren. 
Sie erhöhen damit den Druck auf die rot-grüne 
Regierung, das schon lange geplante Gesetz 
gegen Diskriminierung vorzulegen. Die Bundesre-
publik hat sich auf EU-Ebene verpflichtet, bis zum 
Juli dieses Jahres ein solches Gesetz zu verab-
schieden.  
Der Bericht über die Bundesrepublik ist Teil eines 
groß angelegten Projekts, in dem der Minderhei-
tenschutz in allen zehn EU-Beitrittsstaaten und in 
fünf EU-Mitgliedsstaaten untersucht wird. Der 
Schutz der Minderheiten gehört zu den „Kopen-
hagener Kriterien“ der Europäischen Union, nach 
denen sie über die Aufnahme von Beitrittskandi-
daten entscheiden. „Was die Minderheitenrechte 
betrifft, erfüllt Deutschland die Kopenhagener 
Kriterien nicht“, sagte eine Institutsmitarbeiterin. 
Kinder von Roma seien „ernsthaft benachteiligt, 
was den Zugang zu Bildung und Ausbildung be-
trifft“,  so der Report. Eine ausgeprägte Feindlich-
keit gegenüber dieser Gruppe sei auf dem Ar-
beitsmarkt festzustellen. Zudem lebten die Men-
schen unter „oftmals ausgrenzenden und unzurei-
chenden Wohnbedingungen. Da es an Statistiken 
in diesem Bereich mangele, stützen sich die For-
scherInnen auf Angaben von Zusammenschlüs-
sen der Roma und Sinti sowie auf Umfrageergeb-
nisse und Fallbeispiele. So wird ein Bochumer 
Gericht zitiert, das über den Anspruch einer Sinti-
Familie auf einen Mietvertrag entscheiden sollte: 
„Diese ethnische Gruppe ist traditionell vornehm-
lich rastlos und (...) ist eindeutig nicht repräsenta-
tiv für den durchschnittlich geeigneten Mieter“, 
heißt es in dem Urteil. Das Open-Society-Institut 
stellt fest, dass eine „aktive Politik für die Siche-
rung der Chancengleichheit in der Praxis“ not-
wendig sei. Tatsächlich gebe es aber keine staat-
liche Institution, die sich mit der Diskriminierung 
befasse und an die sich Roma-Organisationen zur 
Förderung von Projekten wenden könnten. Betrof-
fene würden an Ausländerbeauftragte verwiesen 

– auch wenn es um die Benachteiligung deut-
scher Staatsbürger gehe. (Quelle: FR, 25.1.03) 
 
Rechtsextreme Straftaten im Jahr 2002 
Im Jahr 2002 hat es mehr rechtsextrem motivierte 
Straftaten in der Bundesrepublik gegeben als im 
Jahr zuvor, so die vorläufige Statistik des Bundes-
innenministeriums. Demnach wurden im vergan-
genen Jahr mindestens 10.579 Straftaten mit 
rechtsextremem Hintergrund verübt, während es 
in 2001 noch 10.054 Delikte waren. Noch zu Jah-
resbeginn hatten vorläufige Zahlen aus den Bun-
desländern den Eindruck erweckt, es habe einen 
deutlichen Rückgang der rechtsextremen Delikte 
gegebene. 
Nach Ansicht von SPD und Grünen belegen die 
Zahlen, dass vom Rechtsextremismus eine be-
sonders große Gefahr ausgeht. Es sei deswegen 
„sehr befremdend“, wenn CDU und CSU das Geld 
für Programme gegen Rechtsextremismus strei-
chen wollten, so der SPD-Abgeordnete Sebastian 
Edathy. (Quelle: FR, 13.2.03) 
 
 
Literatur und Materialien ... 
 
 
... zum Thema Rechtsextremismus 
 

 Aktion Kinder- und Jugendschutz Landesar-
beitstelle Schleswig - Holstein e. V./Ev. Schülerln-
nenarbeit des Nordelbischen Jugendpfarramtes 
(Hg.): Demokratie lernen – Zivilcourage zeigen! 
Praxishilfe zur Prävention von Rechtsextremis-
mus, Kiel 2002 
 

 Archiv der Jugendkulturen (Hg.): Journal der 
Jugendkulturen Nr. 7. Themenschwerpunkt: Are 
the kids all right? Black Metal, Dark Wave, Tech-
no, Gabber, Hitler = Pop?, Berlin 2002 
 

 Bar, Stefan Michael: Fluchtpunkt Neonazi. 
Eine Jugend zwischen Rebellion, Hakenkreuz und 
Knast, Bad Tölz: Thomas Tilsner Verlag, 2003  
 

 Deutsches Jugendinstitut, Regionale Arbeits-
stelle Leipzig (Hg.): „Maßnahmen gegen Rechts-
extremismus und Gewalt“. Ergebnisse der Wis-
senschaftlichen Begleitung, (CD-ROM), Leipzig 
2002 
 

 Hammann, Kerstin: Frauen im rechtsextremen 
Spektrum. Analysen und Prävention, Frankfurt a. 
M.: VAS, 2002 
 

 Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Um-
welt (Hg.): Unterrichtseinheit zum Thema illegale 
Beschäftigung und Fremdenfeindlichkeit im Bau-
gewerbe, (inkl. CD-ROM und Videokassette), 
Frankfurt a. M. 2002 



IDA-NRW Überblick 1/2003, 9. Jg. 
______________________________________________________________________________________ 
 
 

16

 Lanig, Jonas/Schwezer, Marion: „Ausländer 
nehmen uns die Arbeitsplätze weg!“. Rechtsradi-
kale Propaganda und wie man sie widerlegt, Mül-
heim an der Ruhr: Verlag an der Ruhr, 2003 
 

 Landesstelle Jugendschutz Niedersachsen 
(Hg.): Kompetent für Courage. Bausteine zum 
Thema Rechtsextremismus und Gewalt, Hanno-
ver 2002 
 
 
... zu den Themen Rassismus, Antise-
mitismus, Antirassismus 
 

 Benz, Wolfgang: Bilder vom Juden. Studien 
zum alltäglichen Antisemitismus, München: Verlag 
C. H. Beck, 2001 
 

 European Network Against Racism (Hg.): Dis-
tanz wahren oder Teilnahme wagen, Roma und 
Fahrende in Westeuropa, Brüssel 2002 
 

 European Network Against Racism (Hg.): Oh-
ne Unterschied! Umsetzung der Richtlinie zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes. 
Überblick und Vorschläge, Brüssel 2002 
 

 Hamburger, Franz: Praxis des Antirassismus. 
Erfahrungen aus der Arbeit mit Sinti und Analysen 
zum Antiziganismus (Schriftenreihe des pädago-
gischen Instituts der Johannes Gutenberg-
Universität, Bd. 11), Mainz 1999 
 

 IDA e. V. (Hg.): Was heißt eigentlich... Tole-
ranz, Düsseldorf 22002 (Flyer) 
 

 IDA-NRW (Hg.): „Die Deutschen werden den 
Juden Auschwitz nie verzeihen.“ Antisemitismus 
in Deutschland, Düsseldorf 2002 
Schwerpunkt des neuen Readers von IDA-NRW 
ist der aktuelle Antisemitismus in der Bundesre-
publik Deutschland. Es werden einschlägige Stu-
dien benannt, Selbst- und Fremdwahrnehmungen 
zum Thema artikuliert und es wird auf antisemiti-
sche bzw. rechtspopulistische Tendenzen in der 
FDP und rechtsextremen Parteien eingegangen. 
Darüber hinaus beinhaltet die Broschüre eine 
Begriffsklärung, die Darstellung verschiedener 
Theorien zum Antisemitismus, die Beschreibung 
des Verhältnisses von Rassismus und Antisemi-
tismus und einen kurzen historischen Rückblick. 
Auch die jüdische Identität angesichts des Anti-
semitismus wird thematisiert. Außerdem wird auf 
Antisemitismus als Thema der (politischen) Ju-
gendbildung eingegangen. Im Anhang werden 
Literatur und thematisch bezogene Websites vor-
gestellt. Die Broschüre ist für 5,- € bei IDA-NRW 
zu bestellen. 
 

 Landeszentrum für Zuwanderung NRW (Hg.): 
Interkulturelle und antirassistische Trainings auf 
dem Prüfstand. Evaluationskonzepte und Ergeb-
nisse. Dokumentation der Tagung des  Landes-
zentrums für Zuwanderung NRW, Bonn 2002 
Als pdf-Datei auf der Homepage des Landeszent-
rum für Zuwanderung NRW (www.lzz-nrw.de). 
 

 Volkov, Shulamit: Antisemitismus als kulturel-
ler Code, München: Verlag C. H. Beck, 2000 
 

 World Conference Against Racism, Racial 
Discrimination, Xenophobia and Related Intoler-
ance (Hg.): Declaration and Programme of Action, 
New York 2002 
 
 
... zu den Themen Zuwanderung und 
Migration 
 

 Auernheimer, Georg (Hg.): Migration als Her-
ausforderung für pädagogische Institutionen, 
Opladen: Leske+Budrich, 2002  
 

 Badawia, Tarek: „Der Dritte Stuhl“. Eine 
Grounded Theory - Studie zum kreativen Umgang 
bildungserfolgreicher Immigrantenjugendlicher mit 
kultureller Differenz, Frankfurt a. M./London: IKO-
Verlag für interkulturelle Kommunikation, 2002 
 

 Bade, Klaus J. (Hg.): Einwanderungskontinent 
Europa: Migration und Integration am Beginn des 
21. Jahrhunderts,  Osnabrück: Universitätsverlag 
Rasch, 2001 
 

 Bade, Klaus J./Münz, Rainer (Hg.): Migrations-
report 2002. Fakten - Analysen - Perspektiven, 
Frankfurt a. M./New York: Campus Verlag, 2002 
 

 Blioumi, Aglaia (Hg.): Migration und Interkultu-
ralität in neueren literarischen Texten, München: 
Iudicium, 2002 
 

 Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialar-
beit (Hg.): Jugend. Beruf. Gesellschaft. Arbeits-
druck. Beratung und Betreuungsarbeit für Jugend-
liche mit Migrationshintergrund. 40. Sozialanalyse, 
Bonn  2002 
 

 Gemende, Marion: Interkulturelle Zwischen-
welten. Bewältigungsmuster des Migrationspro-
zesses bei Migrantlnnen in den neuen Bundes-
ländern, Weinheim und München: Juventa Verlag, 
2002 
 

 Griese, Hartmut M./Kürsat-Ahlers, El-
cin/Schulte, Rainer/Vahedi, Massoud (Hg.): Was 
ist eigentlich das Problem am „Ausländerprob-
lem“?, Frankfurt a. M./London: IKO-Verlag für 
interkulturelle Kommunikation, 2002 
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 IDA e. V. (Hg.): Hier sein = Zuhause sein. Mig-
ration in der Bundesrepublik Deutschland gestern, 
heute, morgen, Düsseldorf 2002 
Die Bundesrepublik Deutschland ist eine Einwan-
derungsgesellschaft. Diese Tatsache ist mittler-
weile (fast) unumstritten, doch fehlen nach wie vor 
Konzepte, Visionen und Vorschläge, wie sich 
unsere Gesellschaft in den nächsten Jahrzehnten 
entwickeln wird oder soll. Der neue Reader des 
IDA thematisiert verschiedene Aspekte wie De-
mographie, Ökonomie, Stadtplanung, gesell-
schaftspolitische Entwicklungen und juristische 
Fragestellungen, um so mehrdimensionale Mög-
lichkeiten aufzuzeigen, wie sich die Gesellschaft 
in der Bundesrepublik entwickeln kann. Insbeson-
dere aus dem Blickwinkel von MigrantInnen wer-
den deren Wünsche und Forderungen dargestellt 
sowie essentielle Rahmenbedingungen für ein 
friedliches und konstruktives Zusammen- oder 
Miteinanderleben erläutert. Zudem stellt der Rea-
der zwei visionäre Ansätze vor, die sich nicht an 
den gesellschaftlich-politischen Gegebenheiten 
orientieren, sondern Utopien für die Zukunft ent-
wickeln. Abgerundet wird der Reader durch einen 
Praxisteil, in dem zwei Methoden vorgestellt wer-
den, wie man die Thematik „Einwanderungsge-
sellschaft in der Zukunft“ im Jugend- und Bil-
dungsbereich umsetzen kann.  
Die Broschüre kann für 5,00 € bei IDA e. V. be-
stellt werden. 
 

 IDA e. V. (Hg.): Was heißt eigentlich ... Integ-
ration, Düsseldorf 2002 (Flyer) 
Der Begriff Integration hat sich zu einem der be-
liebtesten Schlagworte in Zusammenhang mit 
Migration und dem Leben von MigrantInnen in 
Deutschland entwickelt. Manchmal scheint er 
unerfüllbare oder auch unerwünschte Forderung, 
manchmal jedoch auch eine Art Allheilmittel für 
gesellschaftspolitische Probleme zu sein. Doch 
wer soll und muss sich integrieren? Von welchen 
Personen wird der Begriff Integration in welchem 
Kontext und mit welcher Intention verwendet? 
Welche verschiedenen Konnotationen kann Integ-
ration haben? Diesen Fragen geht der neue IDA-
Flyer nach. Kritisch setzt er sich mit dem Begriff 
auseinander und zeigt die unterschiedlichen Di-
mensionen auf, die Integration je nach Kontext 
haben kann. Schließlich benennt er Forderungen 
an Gesellschaft und Politik, um zu verdeutlichen, 
dass Integration keine einseitige Forderung der 
Mehrheitsgesellschaft an MigrantInnen sein darf, 
sondern vielmehr ein gegenseitiger Prozess ist. 
Der Flyer kann für 0,05 € bei IDA e. V. bestellt 
werden 
 

 IDA e. V. (Hg.): Was heißt eigentlich ... Identi-
tät, Düsseldorf 2002 (Flyer) 
Wer bin ich? Welche Faktoren bestimmen meine 
Identität? Gibt es überhaupt Identität, oder ist 
jeder Mensch so komplex, dass es eine einzige, 

unveränderbare, klar umrissene (Ich-) Identität 
nicht gibt? Was ist „kollektive Identität“? Der neue 
Flyer des IDA geht diesen Fragen nach. Kritisch 
setzt er sich mit dem Begriff Identität auseinander 
und beleuchtet dessen verschiedene Aspekte. Er 
zeigt, dass jeder Mensch situationsbedingt ver-
schiedene Identitäten hat und diese sich im Laufe 
der Zeit oder des Kontextes wandeln können. 
Prägnant werden Thesen formuliert, die für einen 
kritischen Umgang mit dem Konzept der Identität 
plädieren, dessen Bedeutung für die Individuen 
und die Gesellschaft jedoch anerkennen. Der 
Flyer kann für 0,05 € bei IDA e. V. bestellt wer-
den. 
 

 Märker, Alfredo/Schlothfeldt, Stephan (Hg.): 
Was schulden wir Flüchtlingen und Migranten? 
Grundlagen einer gerechten Zuwanderungspolitik, 
Wiesbaden: Westdeutscher Verlag, 2002 
 

 Sander, Günther (Hg.): Nicht ob, sondern wie: 
Migration und Integration. Ihre Gestaltung und 
Konsequenzen (Schriftenreihe des pädagogi-
schen Instituts der Johannes Gutenberg-
Universität, Band 11), Mainz  2001 
 

 Schatz, Heribert/Holtz-Bacha, Christi-
na/Nieland, Jörg-Uwe (Hg.): Migranten und Me-
dien. Neue Herausforderungen an die Integrati-
onsfunktion von Presse und Rundfunk, Wiesba-
den: Westdeutscher Verlag, 2000 
 

 Schmals, Klaus M. (Hg.): Migration und Stadt. 
Entwicklungen - Defizite - Potentiale, Opladen: 
Leske+Budrich, 2002 
 

 Spescha, Marc: Zukunft „Ausländer“. Plädoyer 
für eine weitsichtige Migrationspolitik, Bern/Stutt-
gart/Wien: Haupt Verlag, 2002 
 
 
... zu den Themen Interkulturelles Ler-
nen und interkulturelle Gesellschaft 
 

 Hafeneger, Benno/Henkenborg, Peter/Scherr, 
Albert (Hg.): Pädagogik der Anerkennung. Grund-
lagen, Konzepte, Praxisfelder, Schwalbach/Ts: 
Wochenschau Verlag, 2002 
 

 Leiprecht, Rudolf: Polizeiarbeit in der Einwan-
derungsgesellschaft Deutschland, ´s-Gravenhage: 
Elsevier Overheih, 2002  
 

 Leiprecht, Rudolf/Riegel, Christine/Held, Jo-
sef/Wiemeyer, Gabriele (Hg.): International Ler-
nen – Lokal Handeln. Interkulturelle Praxis „vor 
Ort“ und Weiterbildung im internationalen Aus-
tausch. Erfahrungen und Erkenntnisse aus 
Deutschland, Griechenland, Kroatien, Lettland, 
den Niederlanden und der Schweiz, Frankfurt a. 
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M./London: IKO – Verlag für interkulturelle Kom-
munikation, 2001  
 

 Netzwerk Interkulturelles Lernen Oberhausen 
(Hg.): Methodenbausteine „Interkulturelle Sensibi-
lisierung“, Oberhausen 2003 
Über: Arbeit und Leben Oberhausen, Langemark-
straße 19-21, 46045 Oberhausen, Tel: 02 08 / 8 
25-28 30, AuL-Oberhausen@t-online.de 
 

 Rommelspacher, Birgit: Anerkennung und 
Ausgrenzung. Deutschland als multikulturelle 
Gesellschaft, Frankfurt a. M./New York: Campus 
Verlag, 2002 
 

 Tuschinsky, Christine: Interkulturelle Ressour-
cenarbeit in der Betreuung von jungen Migrantln-
nen. Ein fünftägiges Fortbildungsprogramm für 
Fachpersonal der Jugendhilfe, Frankfurt a. 
M./London: IKO - Verlag für interkulturelle Kom-
munikation, 2002 
 
 
... zum Thema NS-Vergangenheit 
 

 Jahnke, Karl Heinz/Rossaint, Alexander: 
Hauptangeklagter im Berliner Katholikenprozeß 
1937: Kaplan Dr. Joseph Cornelius Rossaint. 
Frankfurt a. M.: VAS, 2002 
 
 
... zu den Themen Jugendarbeit und 
Jugendhilfe 
 

 Deutsche Jugend in Europa (Hg.): Wir 
woll(t)en Brücke sein! Zuwanderung - Jugendver-
bandsarbeit - Integration. 50 Jahre DJO - Deut-
sche Jugend in Europa (+ CD-ROM Textsamm-
lung), Berlin  2002 
 

 Sachverständigenkommission 11. Kinder- und 
Jugendbericht (Hg.): Band 1: Strukturen der Kin-
der- und Jugendhilfe. Eine Bestandsaufnahme, 
München: Verlag Deutsches Jugendinstitut, 2002 
  
 
... Verschiedenes 
 

 Berger, Christa/Hildebrand, Bruno/Somm, 
Irene: Die Stadt der Zukunft. Leben im prekären  
Wohnquartier, Opladen: Leske+Budrich, 2002 
 

 Heitmeyer, Wilhelm (Hg.): Deutsche Zustände. 
Folge 1, Frankfurt/M.: Suhrkamp Verlag, 2002 
 

 Heitmeyer, Wilhelm/Hagan, John (Hg.): Inter-
nationales Handbuch der Gewaltforschung, Wies-
baden: Westdeutscher Verlag, 2002 
 

 Informationszentrum Sozialwissenschaften 
(Hg.): Sozialwissenschaftlicher Fachinformations-
dienst. Literatur und Forschungsprojekte im aktu-
ellen Überblick, CD-ROM, Bonn  2001  
 

 IDA e. V. (Hg.): Film- und Videoverzeichnis, 
Düsseldorf 2002 
Das IDA Film- und Videoverzeichnis ist in einer 
aktualisierten Fassung neu erschienen. In den 
Kategorien Migration, Interkulturalität, Rechtsex-
tremismus und Neonazismus, Rassismus, Anti-
rassismus, Nationalsozialismus und Umgang mit 
der NS-Geschichte sowie Jüdisches Leben und 
Antisemitismus informiert das Verzeichnis über 
rund 350 Filme, die im Jugend- und Bildungsbe-
reich eingesetzt werden können. Dabei umfasst 
das Spektrum sowohl Spiel- als auch Zeichen-
trick- oder Dokumentarfilme und Reportagen. Die 
Inhalte der einzelnen Filme werden jeweils kurz 
vorgestellt. Zusätzlich gibt das Verzeichnis Infor-
mationen zu Länge, Erscheinungsjahr und emp-
fohlenen Altersgruppen. Im Anhang befindet sich 
eine umfangreiche Adressliste von Verleihstellen 
aus dem gesamten Bundesgebiet. Das Verzeich-
nis kann für 2,50 € bei IDA e. V. bestellt werden. 
 

 IDA e. V. (Hg.): Verzeichnis Bildungs- und 
Unterrichtmaterial, Düsseldorf 2002 
Das IDA Bildungs- und Unterrichtsmaterialienver-
zeichnis wurde 2002 komplett überarbeitet und 
neu aufgelegt. Es umfasst eine Vielzahl von 
kommentierten  Bildungs- und Unterrichtsmateria-
lien zu den Themen „Rechtsextremismus und 
Antifaschismus, Antisemitismus/Umgang mit der 
NS- Geschichte, Rassismus/Antirassismus, Inter-
kulturelles Lernen/Erziehung und Migration“. Viele 
der hier vorgestellten Materialien wurden von 
Bildungseinrichtungen und Verbänden veröffent-
licht, deren Bezugsadressen im Verzeichnis ge-
nannt werden. Das Verzeichnis kann für 2,50 € 
bei IDA e. V. bestellt werden. 
 

 Joint Commitee on Standards for Educational 
Evaluation; Sanders, James R. (Hg.): Handbuch 
der Evaluationsstandards. Die Standards des 
„Joint Commitee on Standards for Educational 
Evaluation“, 2. durchgesehene Auflage, Opladen: 
Leske+Budrich, 2000 
  

 Landesinstitut für Erziehung und Unterricht 
Stuttgart (Hg.): Unterrichtsmaterialien für berufli-
che Schulen, Stuttgart  2002 
 

 Riege, Marlo/Schubert, Herbert (Hg.): Sozial-
raumanalyse. Grundlagen - Methoden - Praxis, 
Opladen: Leske+Budrich, 2002 
 

 Tomuschat, Christian (Hg.): Menschenrechte. 
Eine Sammlung internationaler Dokumente zum 
Menschenrechtsschutz, Bonn: UNO-Verlag, 2002 
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Veranstaltungen 
 

 Integrationshilfen der Jugendsozialarbeit 
für Jugendliche mit Migrationshintergrund 
- Mehr als Sprachförderung 
Termin: 9.-10. April 2003 
Ort: Rheinhotel Vier Jahreszeiten, 53498 Bad 
Breisig 
Informationen: BAG JAW, Hohe Str. 73, 53119 
Bonn, Tel:  02 28 / 95 96 8 - 0 
gerlinde.hollnsteiner@bagjaw.de 
nina.graeffe@bagjaw.de 
 

 Total meschugge!? – Die deutsch-jüdischen 
Beziehungen zwischen Antisemitismus und 
dem Wunsch nach Normalität  
Seminar (mit Besuch der Alten Synagoge in Es-
sen) 
Termin: 13.-17. April 2003  
Ort: DGB Bildungszentrum Hattingen 
Informationen: DGB Bildungszentrum Hattingen, 
Am Homberg 46-50, 45529 Hattingen, Tel: 0 23 
24 / 5 08-0, hattingen@dgb-bildungswerk.de 
 

 Gegen das Vergessen: Gedenkstättenfahrt 
für Multiplikatorinnen 
Termin: 20.-26. April 2003 
Ort: Majdanek/Polen 
Informationen: Evangelische Jugendbildungsstät-
te Hackhauser Hof e. V., Stefan Drubel, 42697 
Solingen, Tel: 02 12 / 2 22 01-15 
drubel@hackhauser-hof.de 
 

 Chancengleichheit im Betrieb 
Termin: 4.-9. Mai 2003 
Ort: Kagel Möllenhorst 
Informationen: DGB Bildungswerk e. V., Hans-
Böckler-Str. 39, 40476 Düsseldorf, Tel: 02 11 / 43 
01-1 91, www.dgb-bildungswerk.de 
 

 Arbeiten mit Eltern von Migrantinnen und 
Migranten 
Termin: 7.-9. Mai 2003 
Ort: ISS - Frankfurt a. M. 
Informationen: Institut für Sozialarbeit und Sozial-
pädagogik e. V., Am Stockborn 5-7, 60439 Frank-
furt a. M., Tel:  0 69 / 95 78 9 – 0, info@iss-ffm.de 
 

 Kommunikationsbewusstsein als Grundan-
forderung interkultureller Zusammenarbeit 
Termin: 9./10. Mai 2003 
Ort: Frauenberatungsstelle Düsseldorf 
Informationen: Bildungswerk für Demokratie, so-
ziale Politik und Öffentlichkeit (bdö), Salzmann-
bau, Raum 3, Himmelgeister Str. 107, 40225 
Düsseldorf, Tel: 02 11 / 34 93 09,  
bildungswerk-bdoe@t-online.de 
 

 Rechtsseminar „Frauen und Migration“ 
Termin: 9./10. Mai 2003 

Ort: Schloss Gnadenthal, Kleve 
Informationen: Heinrich Böll Stiftung NRW, Hilde-
gard Krautwald, Union Gewerbehof, Huckarder 
Str. 12, 44147 Dortmund, Tel: 02 31 / 91 44 04-
23, hildegard.krautwald@boell-nrw.de 
 

 Interkulturelles Training – Kompaktkurs 
Termin: 11.-16. Mai 2003 
Ort: IG BCE Bildungszentrum Kagel-Möllenhorst 
Informationen: Bildungszentrum Kagel-Möllen-
horst, Weg zur Erholung 34, 15345 Kagel 
Tel:  03 34 34 / 4 22 30, bz.kagel@igbc.de 
 

 Training interkultureller Kommunikation im 
Jugendhaus 
Termin: 21. Mai 2003 
Ort: Evangelische Jugendbildungsstätte Hack-
hauser Hof, Solingen 
Informationen: Evangelische Jugendbildungsstät-
te Hackhauser Hof e. V., Wilfried Drews, 42697 
Solingen, Tel: 02 12 / 2 22 01-18, 
drews@hackhauser-hof.de 
 

 „Wir verschaffen uns Gehör!“ Effiziente 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Ein Seminar für aktive jugendliche Mitglieder von 
MigrantInnenvereinen 
Termin: 23. - 25. Mai 2003  
Ort: Dortmund 
Informationen: IDA e. V., Birgit Jagusch, Vol-
merswerther Str. 20, 40221 Düsseldorf, Tel: 02 11 
/ 15 92 55 5, info@idaev.de 
 

 Migrantinnen und Flüchtlinge 
- Arbeiten in Deutschland 
Termin: 25.-28. Mai 2003 
Ort: DGB Bildungszentrum Starnberger See 
Informationen: DGB Bildungszentrum Starnberger 
See, Ferdinand-von-Miller-Str. 7, 82343 Pöcking 
Tel:  08 15 1 / 26 99 – 0,  
niederpoecking@dgd-bildungswerk.de 
www.niederpoecking.dgb-bildungswerk.de 
 

 Fachtag Gewaltprävention: Eine Welt der 
Vielfalt 
Termin: 11. Juni 2003 
Ort: Evangelische Jugendbildungsstätte Hack-
hauser Hof, Solingen 
Informationen: Evangelische Jugendbildungsstät-
te Hackhauser Hof e. V., Wilfried Drews, 42697 
Solingen, Tel: 02 12 / 2 22 01-18, 
drews@hackhauser-hof.de 
 

 AK Ruhr Tagung 
Termin: 13.-15. Oktober 2003 
Informationen: Landeszentrale für politische Bil-
dung, Herbert Cormann, Horionplatz 1, 40213 
Düsseldorf, Tel: 02 11 / 86 18-46 22,  
herbert.cormann@masqt.nrw.de 
www.lzpb.nrw.de 
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Tagungen von IDA-NRW: 
 
‚Fremde’ Frauenwelten 
Arbeitstitel des interkulturellen Workshops von 
IDA-NRW in Kooperation mit dem Jugendamt der 
Stadt Essen und dem Bildungswerk der Humanis-
tischen Union NRW 
Termin: 22. Juli 2003 
Ort: Jugendhaus Essen, Papestraße 
ReferentInnen: Yasemin Karakaşoğlu, Universi-
tät Essen-Duisburg; María do Mar Castro Varela, 
Köln 
Thema dieser Tagung ist unsere Sicht auf Mäd-
chen und Frauen mit Migrationshintergrund. Was 
denken und fühlen wir beispielsweise im Kontakt 
mit ‚Kopftuchmädchen’. Werden wir den Mädchen 
und Frauen mit unseren Phantasien und Reaktio-
nen gerecht oder sind diese vor allem ein Abbild 
unserer Vorurteile, die aber nichts mit der Realität 
zu tun haben (müssen)? Diesen und anderen 
Fragen wollen wir auf dem diesjährigen interkultu-
rellen Workshop nachgehen. Die Ausschreibung 
wird dem Überblick 2/2003 beiliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fachtagung Rechtsextremismus 
Eine Veranstaltung von IDA-NRW in Kooperation 
mit dem Landesjugendring NRW und der Arbeits-
gemeinschaft Kinder und Jugendschutz 
Termin: 19. November 2003 
Ort: Handwerkskammer Düsseldorf 
ReferentInnen: u. a. Prof. Dr. Albert Scherr, Pä-
dagogische Hochschule Freiburg 
Bei dieser Tagung wollen wir der Frage nachge-
hen, inwieweit interkulturelle Bildungsarbeit vor 
Rechtsextremismus immunisieren kann bzw. ein 
wirksames Mittel zur Bekämpfung von Rassismus 
und Gewalt ist. Am Nachmittag wird in berufsspe-
zifischen Kleingruppen auf interkulturelle und anti-
rassistische Ansätze in den verschiedenen Ar-
beitsfeldern der TeilnehmerInnen (Jugendverbän-
den, Jugendhilfe, Schule) eingegangen werden. 
Weitere Informationen zu dieser Tagung werden 
im Überblick 2/2003 zu finden sein, eine Einla-
dung wird es im Sommer geben.  
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